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Die diesjährigen Mai - Kundgebungen hatten ihren besonderen politischen
Akzent. Einmal waren es die Studentendemonstrationen, die alle Kund-

gebungsredner veranlaßten, sich mehr oder weniger klug mit den Forderungen
der Studenten und ihrem Angebot auf gemeinsame politische Aktionen zu
befassen. Zum anderen war es das für die politische und gewerkschaftliche
Arbeiterbewegung alarmierende Ergebnis der Wahl in Baden-Württemberg, das
den gefährlichen Faschisierungsprozeß in der Bundesrepublik deutlich werden
ließ. Zwar gab es in dieser Beziehung die eindeutige Forderung der Gewerk-
schaften nach dem Verbot der NPD, aber nur unzulänglich oder gar nicht wurde
auf den Mai-Kundgebungen von den Rednern klargemacht, daß die NPD nichts
anderes ist als das Ergebnis der fast zwanzigjährigen politischen Herrschaft der
CDU/CSU in der Bundesrepublik. Alle Reden der Kiesinger und Barzel können
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die NPD der rechte Flügel jener Parteien
ist, die durch die Große Koalition davor gerettet wurden, ihren politischen
Offenbarungseid zu leisten und abzutreten. Wollen darum die Gewerkschaften

Verteidigung 

den Neonazismus mit Stumpf und Stiel
ausrotten —und das gehört zweifellos
zu ihren politischen Aufgaben —,
müssen sie einen grundlegenden Wan-
del der Politik in der Bundesrepublik
erzwingen.

der
Demokratie 

Durchaus positiv in diesem Sinne war
der auf den Mai-Kundgebungen noch
einmal bekräftigte Entschluß der Ge-
werkschaften, die Notstandsgesetze
abzulehnen. Vor 35 Jahren wurden die
freien Gewerkschaften auf Grund des
Ermächtigungsgesetzes liquidiert, die

Gewerkschaftshäuser von den SA - Horden gestürmt und die Gewerkschafts-
funktionäre in die KZs geworfen und ermordet. Auch Notstandsgesetze sind
„Ermächtigungsgesetze", und wem drängen sich nicht Parallelen auf angesichts
des bedrohlichen Anwachsens der neonazistischen NPD und der Passivität der
Bundesregierung gegenüber dieser Entwicklung.

Statt Einschränkung demokratischer Grundrechte muß Demokratisierung der
Wirtschaft durch Ausweitung der Mitbestimmung die Antwort der Gewerk-
schaften auf die Herausforderung des Neonazismus sein. In dem Maße, wie es
den Gewerkschaften gelingt, die Arbeiterschaft für die Verwirklichung des Mit-
bestimmungsrechtes zu mobilisieren, kann das politische Bewußtsein geweckt
und die Demokratie in der Bundesrepublik gefestigt werden. Aber dazu brau-
chen die Gewerkschaften Verbündete. Sie dürfen nicht die Hände ausschlagen,
die ihnen die politisch engagierten Studenten, vornehmlich aus dem Sozialisti-
schen Deutschen Studentenbund und dem Sozialdemokratischen Hochschulbund,
entgegenstrecken. Mit Recht hat der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, Ludwig Rosenberg, in Mannheim die kritische Stimmung eines Teiles
der Arbeitnehmer gegen die Studenten bedauert und sich dafür ausgesprochen,
vernünftige Vorschläge der Studenten nicht zu ignorieren oder mit „altväter-
lichen Ratschlägen" zu beantworten. Der DGB sei bereit, die Studenten anzu-
hören und mit ihnen zu sprechen.

Zum erstenmal nach 1945 wurde an diesem 1. Mai offensichtlich, daß sich die
jungen progressiven Kräfte in den Gewerkschaften nicht mit Mai-„Feiern“ zu-
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NUR BUCHSTABEN?

Man muß nicht erst Knüppel-Attacken
gegen Demonstranten, polizeilich ge-
sicherte NPD-Kundgebungen, die BILD-
Zeitung und ähnliche Attribute unserer
Demokratie erlebt haben, um an ihr
zu zweifeln. Dergleichen Demonstra-
tionen, wer hierzulande etwas zu sa-
gen hat, erlebt man auch auf anderen
Gebieten.

Zum Beispiel als Aktionär der vor
Jahren privatisierten Veba. Die Volks-
aktionäre hatten Ende April Haupt-
versammlung. 64 Prozent des Aktien-
kapitals befinden sich in ihren Hän-
den. Also müßten sie mehr als die
Hälfte der Plätze im Aufsichtsrat be-
setzen. Irrtum. Von 23 haben sie nicht
einen einzigen. Fünf stellt der Bund,
die übrigen bestimmen die Banken.

Nun wollten die Volksaktionäre einen
freigewordenen Sitz mit einem der
Ihren besetzen. Vergebens: Die Bun-
desregierung nominierte Minister a.D.
Blank, und so wurde er gegen den
Willen der 1,6 Millionen Volksaktio-
näre von den Beauftragten des Bundes
und der Banken „gewählt“. Das Volk
zahlt, und die Banken und Manager
haben das Sagen — das ist die Idee
des „Volkskapitalismus".

Was ist bei uns Demokratie? Ein
Wort mit zehn Buchstaben ... okolus



Verdirbt die SPD an der CDU

Schock von Baden-Württemberg sollte Kurswechsel

der Sozialdemokratischen Partei einleiten!

Die Beteiligung der Sozialdemokratischen Partei an der Großen Koalition zur
„Rettung des Staates" geschah nach den Worten Wehners auf „Gedeih und Ver-
derb" mit ihrem Koalitionspartner CDU/CSU. Und so ist es denn auch: Die CDU
gedeiht, und die SPD verdirbt. Das hat die Wahl in Baden-Württemberg, ein
Jahr vor der Bundestagswahl, noch einmal bestätigt. Die SPD verlor 8,3 Prozent
ihrer Stimmen und damit zehn Sitze im Landtag.

Die Wahlniederlage der SPD in Ba-
den-Württemberg ist die schwerste
nach Bildung der Großen Koalition,
und es gibt keinen Zweifel, daß sie
allein auf das Konto der Gemeinsam-
keitspolitik mit der CDU/CSU zu bu-
chen ist. Die Versuche der Parteifüh-
rung, die Studenten und die Gewerk-
schaften für die Niederlage verant-
wortlich zu machen, sind nichts ande-
res als eine Vernebelung der Tat-
sachen. Die Initiatoren der Großen
Koalition, und voran Herbert Wehner,
sind die allein Schuldigen, denn sie
haben die Politik der SPD zu verant-
worten. Die Politik der SPD nach und
vielleicht auch schon vor der Großen
Koalition war nichts anderes als das
Bemühen, sich mit Halbwahrheiten und
Illusionen um die Probleme herumzu-
drücken. Die Konsequenz dieser Poli-
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friedengeben wollen. Sie verlangen,
den 1. Mai wieder zu einem Kampftag
der Arbeiterschaft zu machen. In vie-
len Städten, so u. a. in München,
Mannheim, Stuttgart und in West-
Berlin, wurden Demonstrationen orga-
nisiert, die sich mit politischen Parolen
und roten Fahnen zu den gewerk-
schaftlichen Mai - Kundgebungen be-
wegten. Beispielhaft war dafür die
Berliner Demonstration des „Sozia-
listischen Mai-Komitees“, an der mehr
als 35 000 Gewerkschafter und Studen-
ten teilnahmen. Diese Berliner Ver-
anstaltung auf dem überfüllten Hohen-
staufenplatz in Neukölln war eine
wirklich internationale Kundgebung,
auf der u.a.der Vorsitzende der schot-
tischen Bergarbeilergewerkschaft so-
wie der Betriebsratsvorsitzende der
Ford-Werke in Köln sprachen.

Die politische Aktivität, die die Mai-
Kundgebungen auszeichnete, läßt hof-
fen, daß der von den Studenten und
der außerparlamentarischen Opposition
vorbereitete Sternmarsch nach Bonn
am 11. Mai gegen die Notstandsgesetze
eine eindringliche Warnung an Bun-
desregierung und Parlament wird,
weiterhin die demokratischen Freihei-
ten auszuhöhlen. sr 
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tik ist das Abwandern von Wählern,
die in der Sozialdemokratischen Partei
keine Alternative zu dem sozial-reak-
tionären Kurs der CDU/CSU sehen
können.

Die Gewerkschaften nun für die Wahl-
niederlage verantwortlich zu machen,
weil sie mit Recht die Politik der Gro-
ßen Koalition kritisieren, grenzt an
Infamie. Schließlich hat selbst Otto
Brenner, zweifellos gegen das Prinzip
parteipolitischer Neutralität, in einem
Schreiben an die Mitglieder der IG
Metall in Baden-Württemberg durch
eine mehr als wohlwollende Beurtei-
lung der Schillerschen Wirtschaftspoli-
tik die Wahlniederlage der SPD zu
verhindern bzw. zu mindern versucht.

Das bedenklichste Ergebnis der Wahl
in Baden-Württemberg bleibt jedoch
das starke Anwachsen der neonazisti-
schen NPD, und es ist sicher, daß ein
erheblicher Teil der Stimmen für die
Rechtsextremisten ehemalige Wähler
der Sozialdemokratischen Partei wa-
ren. Die Wählergemeinschaft Demo-
kratische Linke, die sich als neue
politische Formation ein Vierteljahr
vor der Wahl konstituierte, hat mit
2,3 Prozent zwar den Stimmenanteil,
den die DFU in Baden-Württemberg
bisher erreichte, erheblich überschrit-
ten, aber das politische Ziel, die Fünf-
Prozent - Hürde zu überspringen und
damit der außerparlamentarischen Op-
position Sitz und Stimme im Parla-
ment zu geben, nicht erreicht. Vor
allem ist es ihr aber auch nicht gelun-
gen, die von der SPD abwandernden
Stimmen aufzufangen; eine Aufgabe,
die sich die DL gestellt hatte. Vielleicht
liegt einer der Gründe dafür in der
Tatsache, daß die Zeit zu kurz war,
um sich genügend in das politische
Bewußtsein der Wähler einzuprägen;
ganz sicher aber hat die geschlossene
Agitation von NPD, CDU und SPD
gegen „links" wesentlichen Anteil
daran.

Als Konsequenz dieser Wahl fordern
die gewerkschaftlich orientierten so-
zialdemokratischen Mitglieder in Ba-
den - Württemberg den Austritt der
SPD aus der Großen Koalition. Aber
es ist sehr fraglich, ob die SPD-Füh-
rung, in die Gemeinsamkeitspolitik
mit der CDU verstrickt, den entschei-
denden Schritt wagt, sich hieraus zu lö-
sen und eine eigenständige, auf die
Arbeiterschaft ausgerichlete Politik zu
entwickeln. H. S.

HinlwIfetaHrik
Die Aussicht, daß es im Vielnamkrieg
zu Friedensfühlern zwischen Amerika-
nern und Vietnamesen kommt, hat die
Well aufatmen lassen. Doch die hin-
haltende Taktik der USA, die sich nur
mit Konferenzorten nach ihrem Ge-
schmack einverstanden erklären,

■ dämpft die Friedenshoffnungen wie-
der. Diese Taktik läßt auf einen un-
gewöhlich starken Einfluß der US-
amerikanischen Rüstungskonzerne auf
den Präsidenten Johnson und seine
politische Umgebung schließen. Die
Angst vor der Profiteinbuße läßt den
Völkermord weitergehen.
Die USA stehen jedoch stärker denn
je unter dem Druck der Weltöffent-
lichkeit. Am 28. April demonstrierten
in vielen Städten auf der ganzen Welt,
darunter New York, Tokio, Kopen-
hagen und Tel Aviv, Hunderttausende
Menschen gegen die amerikanische
Vietnampolilik und machten damit
deutlich, daß ihnen die effektvolle An-
kündigung Johnsons, er suche den
Frieden, nidit genügt. Die Welt will
Friedenstaten sehen!
Dazu gehört zunächst die Akzeptie-
rung eines Verhandlungsortes, an dem
nidit nur die Amerikaner, sondern
audi die Nordvietnamesen diploma-
tisdi vertreten sind und somit die not-
wendigen tedinischen Bedingungen
und Umwellbeziehungen nutzen kön-

i nen. Insbesondere aber sollten sidi
die verantworllidien Politiker in den
USA, wenn sic sdion die Stimmen des
Protestes glauben ignorieren zu kön-
nen, als gute Christen erweisen und
den Forderungen von Papst Paul nach-
kommen, das heißt die Bombardie-
rungen von Nordvietnam einstellen.

[ Die „bedingungslose" Bereitsdiaft
! Johnsons, „zu jeder Zeil" und „an

jedem Ort" mit Nordvietnam über
einen Friedensschluß zu verhandeln,
beginnt sich als billige Propaganda-
floskel zu entpuppen.
„Frieden für Vietnam!" war auch eine
der Hauptforderungen, die in den De-
monstrationen und Kundgebungen der
Gewerkschaften am 1. Mai immer wie-
der erhoben wurde. Die Gewerk-
schaftsmitglieder in der Bundesrepu-
blik verlangen vor allem von der Bun-
desregierung, daß sie die moralischen
und materiellen Unterstützungen der
USA im Vietnamkrieg und des vom
vietnamesischen Volk gehaßten Sai-
goner Regimes einstellt. Entsprechende
Forderungen wurden Mitte April auch
von den Jugendkonferenzen der IG
Bergbau und Energie und der Gewerk-
schaft UTV erhoben.
Die Solidarität mit dem um Freiheit
und Unabhängigkeit kämpfenden viet-
namesischen Volk — wohl das helden-
hafteste, das in den letzten Jahrzehn-
ten die Sympathie einer ganzen Welt
auf sich zog —, ist gerade in dieser
Phase des Krieges von entscheidender
Bedeutung. Es darf der amerikanischen
Militärmaschine nicht gelingen, getrie-
ben vom Rüslungsgewinn, den schmut-
zigen Krieg noch einmal zu eskalieren.

-ert



Aufbegehren gegen Restauration

Das Bündnis zwischen Arbeitern und Studenten
muß gefestigt werden — Gemeinsame Interessenlage

Es ist keine neue Erkenntnis, aber man kann sie nicht oft genug wiederholen,
daß nämlich die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung in der Bundes-
republik die Erwartungen derer, die aus der Bundesrepublik einen sozialen
Rechtsstaat formen wollten, sich nicht erfüllt haben. Anstelle eines auf Ent-
spannung, Frieden und Demokratie auf der Grundlage sozialer Gerechtigkeit
ausgerichteten Staates wurden die alten Macht- und Eigentumsverhältnisse wie-
der restauriert. Diese Tatsache wird durch die jüngsten Ereignisse wieder stär-
ker ins Bewußtsein gerufen.

23 Jahre nach dem Zusammenbruch be-
finden sich die entscheidenden Produk-
tionsmitteln in den Händen weniger
Industrie- und Bankenmanager, und
wirtschaftliche Macht hat sich wieder
in politische Macht umgemünzt. Die in
den Kommandostellen der Wirtschaft
sitzen, halten auch die Hebel politi-
scher Macht in ihren Händen. Dieses
machtpolitische System, das ausschließ-
lich den Interessen der Konzerne und
Großbanken dient, kann nur dann funk-
tionieren, wenn es auf alle Bereiche
des gesellschaftlichen Lebens ausge-
dehnt wird, und das bedeutet den Ab-
bau der Demokratie, die Aushöhlung
parlamentarischer Rechte und der hart-
näckige Versuch, Lohn- und Gehalts-
entwicklung über Lohnleillinien und
konzertierte Aktion staatlich zu regle-
mentieren.

Ein wichtiges Instrument für die Siche-
rung der Machtstrukturen in Wirt-
schaft und Politik ist dabei die Presse.
Hier wirkt sich die Konzentration in
einem gefährlichen Umfang gegen die
demokratische Entwicklung aus. Beson-
ders der Springer-Konzern, der mehr
als 30 Prozent der Tageszeitungen und
90 Prozent der Sonntagszeitungen mit
einer Auflage von 5,5 Millionen Ex-
emplaren — davon alleine 4,3 Millio-
nen Exemplare Bi.ld-Zeitung — heraus-
gibt, hat in der Bundesrepublik eine
politische Machtposition eingenommen,
die nur noch zu vergleichen ist mit
dem Hugenberg-Konzern in der Wei-
marer Republik, der wesentlich daran
beteiligt war, die Demokratie zu zer-
stören und den Nazis den Weg vorzu-
bereiten. Die Meinungsbeeinflussung
der Springer-Organe mit ihrer ausge-
sprochen-reaktionären und antikommu-
nistischen Tendenz verhindert eine kri-
tische Durchleuchtung der engen Ver-
filzung von Konzern- und Staatsmacht
ebenso wie eine ausreichende objek-
tive Information der Staatsbürger
überhaupt.

Der „Spiegel" kennzeichnete die Pres-
sesituation in der Bundesrepublik vor
einiger Zeit mit der Feststellung: „Im
Grundgesetz stehen wunderschöne Be-
stimmungen über die Freiheit der
Presse. Wie so häufig ist die Verfas-
sungswirklichkeit ganz anders als die
geschriebene Verfassung. Pressefrei-

heit ist die Freiheit von 200 reichen
Leuten, ihre Meinung zu verbreiten ...
Das ist nicht von Karl Marx, sondern
von Paul Sethe."

Vor diesem politischen Hintergrund
vollziehen sich die Protestaktionen der
Studenten, die besonders nach dem
Attentat auf Rudi Dutschke an Stärke
und Intensität zugenommen haben.

Was die Studenten mit ihren Demon-
strationen erreichen wollten, war zu-
nächst einmal, die Verantwortlichen —
Bundes- und Länderregierungen sowie
Regierungsparteien — auf die Notwen-
digkeit einer Hochschulreform auf-
merksam zu machen. Erst nachdem die
Studenten jahrelang vergeblich ver-
sucht hatten, auf friedlichem und ge-
waltlosem Weg die Kultusminister und
die Parteien zu einer Aussprache zu be-
wegen, wurden die Mittel der Studen-
ten drastischer. Es ist darum nicht
Schuld der Studenten, daß erst die
Fensterscheiben bei Springer einge-
worfen werden mußten, bevor sich
überhaupt eine Reaktion auf die stu-
dentischen Forderungen zeigte. Heute
ist allerdings klar, daß die Forderun-
gen der Studenten über das Problem
der Hochschulreform hinausgehen und
sich nicht nur beim SDS die Erkennt-
nis durchsetzt, daß nur durch eine Ver-
änderung der Gesellschaft auch das
Schul- und Bildungswesen verändert
werden kann. Die Demokratisierung
der Hochschulen — das wird von vie-
len Studenten heute erkannt — läuft
dabei parallel mit den Forderungen
der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk-
schaften nach einer Demokratisierung
der Wirtschaft.

Aber die Protestaktionen wenden sich
auch gegen den Verrat demokratischer
Prinzipien durch die etablierten Par-
teien und die Bundesregierung. Sie
wenden sich gegen die stillschweigende
Duldung des Vietnamkrieges, gegen
das Drängen der Bundesregierung nach
Notstandsgesetzen und damit gegen
jede weitere Knebelung der Demokra-
tie, und sie wenden sich besonders
gegen die Passivität der Bundesregie-
rung in bezug auf die Pressekonzen-

tration sowie gegen die Bildung der
Großen Koalition, die eine wirksame
Opposition ausschaltet und damit vom
Parlament aus eine Veränderung in
Politik und Gesellschaft von vornher-
e:n unmöglich macht.

So wirkungsvoll die Protestaktionen
der Studenten zweifellos sind und so
sehr sie auch Parteien und Regierung
in Schwierigkeiten bringen: einen
nachhaltigen politischen Erfolg werden
sie nur dann haben können, wenn es
ihnen gelingt, ihre politischen Wün-
sche und Vorstellungen der Arbeiter-
schaft und den Gewerkschaften nahe-
zubringen. Nur das Bündnis von Ar-
beiterschaft und Intelligenz wird in der
Lage sein, in der Bundesrepublik einen
Demokratis'.erungsprozeß einzuleiten.
Das heißt für die Studentenschaft, daß
sie Ziele und Formen ihrer Aktionen
der Arbeiterschaft und den Gewerk-
schaften verständlich machen muß.

Es ist nicht zu übersehen, daß sich die
etablierten Parteien bemühen, die poli-
tisch engagierten Studenten und die
Gewerkschaften auseinanderzumanöv-
rieren. Das Geschrei besonders der
Springer-Presse über die Gewalttätig-
keiten der Studenten soll eine Kluft
aufreißen zwischen Arbeiterschaft und
Studenten, nicht zuletzt im Hinblick
auf ihre gemeinsamen Aktionen gegen
die drohenden Notstandsgesetze. Selbst
wenn man einzelne Begleiterscheinun-
gen der Demonstrationen nicht billigt,
darf man sich jedoch nicht täuschen:
Der Staat, der heute mit Gummiknüp-
peln, Wasserwerfern, Tränengas und
Pistolen gegen Studentendemonstra-
tionen vorgeht, wird sich nicht scheuen,
die gleichen Mittel gegen streikende
und demonstrierende Arbeiter einzu-
setzen, wenn er es zur Erhaltung der
augenblicklichen Machtstrukturen für
gegeben hält. Wenn der Arbeiter mehr
Lohn und soziale Sicherheit fordert,
wenn er sich gegen Untemehmerwill-
kür und für Mitbestimmung einsetzt,
dann steht ihm derselbe Gegner gegen-
über, der demonstrierende Studenten
und Arbeiter niederknüppeln läßt.

In der augenblicklichen Situation
kommt es darauf an, die gemeinsamen
Interessen der Arbeiter, Studenten
und der fortschrittlichen Demokraten
zu erkennen. Es gilt, die Notstandsge-
setze zu verhindern und damit der
autoritären Entwicklung in der Bundes-
republik Widerstand zu leisten. Dieser
Aufgabe müssen alle Meinungsver-
schiedenheiten untergeordnet bleiben.
Es gibt zahlreiche Erklärungen der Ge-
werkschaften und einzelner Gewerk-
schaftsvertreter, die sich für eine Zu-
sammenarbeit mit den Studenten aus-
sprechen. Es kommt darauf an, die
zweifellos hier und da vorhandenen
Vorbehalte in der Arbeiterschaft ge-
genüber den demonstrierenden Studen-
ten auszuräumen, um mit ihnen die
gemeinsamen Aufgaben gemeinsam
bewältigen zu können. —ger
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„Jetzt massenhafter Widerstand nötig!“

Sternmarsch nach Bonn und DGB-Protestkundgebung
Parlament will Notstandsverfassung jetzt beschließen

Mit einem „Aufruf zum Marsch auf Bonn" am 11. Mai 1968 wandte sich Ende
April das Kuratorium Notstand der Demokratie erneut an die demokratische
Öffentlichkeit in der Bundesrepublik. Gegen die Notstandsp’.äne der Bundes-
regierung, die in den kommenden Wochen durch den Bundestag gebracht wer-
den sollen, müsse jetzt „massenhafter Widerstand breiter Schichten" der Bevöl-
kerung wirksam werden. Anlaß für den Aufruf des Koordinierungszentrums der
Notstandsgegner war der neue Entwurf des Rechtsausschusses des Bundestages,
der kürzlich bekannt geworden ist und selbst gegenüber dem bisherigen Regie-
rungsentwurf wesentliche Verschärfungen der Notstandsverfassung vorsieht.

So ist insbesondere die von den Kri-
tikern bekämpfte Dienstverpflichtung
noch hinterhältiger formuliert worden.
Einmal, so heißt es, soll sie nur im
Verteidigungsfall zulässig sein; zum
andern aber kann sie auch auf Be-
schluß eines „internationalen Organs"
ohne Befragung des Bundestages ein-
geführt werden. Nach Artikel 80a kann
die Dienstverpflichtung, die neuer-
dings auch auf alle Frauen vom 18.
bis 55. Lebensjahr ausgedehnt werden
soll, „auf der Grundlage und nach
Maßgabe eines Beschlusses angeord-
net werden, der von einem internatio-
nalen Organ im Rahmen eines Bünd-
nisvertrages gefaßt wird". Von der
NATO also, nach deren Schubladen-
plänen sich bekanntlich auch der fa-
schistische Putsch in Griechenland voll-
zog und ein gleichartiger Putsch in
Italien durch frühzeitige Indiskretion
im vergangenen Jahr zum Glück noch
im Stadium der Vorbereitung stecken-
blieb.

Auch konnte sich die SPD nicht, wie es
kürzlich noch den Delegierten des
Nürnberger Parteitages (aus offen-
sichtlich taktischen Gründen) zugesi-
chert worden war, mit der Sicherung
des Streikrechts durchsetzen. Es soll
keine klare Formulierung: „Das Streik-
redit wird nicht angetastet..." geben;
die CDU/CSU ist lediglich zu einer
sogenannten „Negativgarantie" be-
reit, die besagt, daß sich Notstands-
maßnahmen wie Dienstverpflichtungen,
Polizei- und Truppeneinsatz „nicht ge-
gen Arbeitskämpfe richten dürfen, die
zur Wahrung und Förderung der Ar-
beits- und Wirtschaftsbedingungen ge-
führt werden". Welcher Streik aber
wird aus der Sicht der Unternehmer
und der Mächtigen in diesem Lande
den geforderten positiven Charakter
haben?

Ferner taudit in der neuen Vorlage
der Notstandsverfassung wieder der
Begriff „Spannungszustand" (Art. 80a)
auf, der ja auch durch eine konsequent
unvernünftige Politik sowohl im eige-
nen Lande als auch im Verhältnis zu
Nachbarländern bewußt geschaffen
werden kann. Wenn eine solche Poli-
tik den „inneren Notstand" hervor-

rufen sollte, sieht der neue Entwurf
zur Unterstützung der Polizei, die
überdies in ihrer Wirkung nicht mehr
auf das jeweilige Bundesland be-
sdiränkt sein soll, den Einsatz der
Bundeswehr vor. Der Einsatz der
Streitkräfte wäre danach statthaft „zur
Abwehr einer drohenden Gefahr für
den Bestand oder die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung des Bun-
des oder eines Landes beim Schutz
von zivilen Objekten und zur Bekämp-
fung von Gruppen militärisch bewaff-
neter Aufständischer".

Treffend bemerkt dazu das Kuratorium
Notstand der Demokratie: „Die Aktu-
alität dieser Vorschrift liegt auf der
Hand. Da die Bedrohung der Bild-Zei-
tung als ein Angriff auf die Pressefrei-
heit gilt, diese Pressefreiheit aber das
Wichtigste an der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung ist, kann
man sich die Verlagshäuser Axel Sprin-
gers leicht als .zivile Objekte' und die
zu .Terroristen' gestempelten demon-
strierenden Studenten als bewaffnete
Aufständische vorstellen."

Wenn sogar der Notstandsexperte der
FDP, Dorn, von einer „gegen alle Be-
denken verschärften Notstandsvorlage"
spricht und davon, daß diese neue
Vorlage—„entstanden aus Koalitions-
spitzenverhandlungen hinter verschlos-
senen Türen —, genügend Manipula-
tionsmöglichkeiten bietet, unser Grund-
gesetz an entscheidenden Punkten aus
den Angeln zu heben", so deckt sich
die Aussage dieses selber zum poli-
tischen „Etablishment" gehörenden Po-
litikers mit der Feststellung des Kura-
toriums: „Dieser Entwurf wischt alle
substantielle Kritik vom Tisch. Alle
Abänderungs- und Verbesserungsvor-
schläge erscheinen im Lichte dieses
Ergebnisses als utopische Spielerei
und Ablenkung. Es bleibt die Verhöh-
nung des Grundgesetzes."

Auch die Gewerkschaften lehnen wei-
terhin jede zusätzliche Regelung des
Notstandes ab und unterstreichen ihre
Forderung an die Abgeordneten des
Bundestages, die Notstandsverfassung
nicht zu verabschieden. Zahlreiche Or-
ganisationen und Konferenzen des

DGB und der Gewerkschaften haben
im April beschlossen bzw. die Ge-
werkschafter aufgefordert, an dem
Protestmarsch der Notstandsgegner
nach Bonn teilzunehinen, um den kri-
tischen Worten der Vergangenheit
durch Taten Nachdruck zu verleihen.
Eine entsprechende Aufforderung an
die Gewerkschafter richteten u. a. die
Bundesjugendkonferenz der Gewerk-
schaft OTV, die Bundesjugendkonfe-
renz der IG Bergbau und Energie, die
Delegiertenkonferenz des Bezirks Ha-
Ortsverwaltung Essen. Außerdem wur-
de diese Forderung auf zahlreichen
Mai-Kundgebungen erhoben.

Gleichzeitig hat der Deutsche Gewerk-
schaftsbund zu einer Protestkundge-
bung aufgerufen. Die Veranstaltung
wird — wie auch der Sternmarsch —
am 11. Mai stattfinden. Der DGB hat
die Dortmunder Westfalenhalle ge-
mietet.

Auf der kürzlichen Bezirkskonferenz
der Jungsozialisten von Hessen-Süd in
Gießen hat der Sekretär des Haupt-
vorstandes der IG Chemie-Papier-
Keramik, Werner Vitt, in eindrucks-
voller Weise die Situation geschildert,
wie sie durch Verabschiedung der Not-
standsgesetze entstehen würde. Die
Notstandsgesetze und die Folgegesetze
würden die Freizügigkeit und Selbst-
bestimmung der Arbeitnehmer aufhe-
ben, sagte Vitt. Die Struktur des
Grundgesetzes werde verändert, das
Prinzip der Rechts- und Sozialstaat-
lichkeit angetastet und die scharfe
Trennung zwischen Friedensrecht und
Kriegsrecht aufgehoben.

Der richterliche Schutz des einzelnen
gegen rechtsverletzende Maßnahmen
staatlicher Machtträger, fuhr Vitt fort,
werde zugunsten exekutiver Vollmach-
ten geopfert. Die freiheitliche Arbeits-
und Sozialrechtssphäre werde durch
die Notstandsverfassung aufgehoben,
die bürgerliche Vertragsfreiheit gelte
dann nicht mehr für die Arbeitnehmer.
So werde das Prinzip der Tarifauto-
nomie zur Farce und die Arbeitsämter
entwickelten sich zu Zwangsanstalten
des kapitalistischen Produktionssy-
stems.

In dieser Situation wird die Erhaltung
der Demokratie in entscheidendem
Maße von dem Willen zur Aktion der
Gewerkschafter, Geistesschaffenden,
Professoren und Studenten sowie aller
übrigen Kräfte der außerparlamenta-
rischen Opposition abhängen. Beide
Veranstaltungen, der Sternmarsch nach
Bonn und die Kundgebung in Dort-
mund, müssen von den Notstandsgeg-
nern gemeinsam zu nachhaltigen Pro-
testkundgebungen gestaltet werden.

Es muß den Einpeitschern der Dikta-
turverfassung klargemadit werden, daß
die Arbeiterschaft und die Intelligenz
der Bundesrepublik nidit bereit sind,
tatenlos zuzusehen, wie die herr-
schende Klasse — abermals in einem
halben Jahrhundert auf deutschem Bo-
den — demokratischen Geist und de-
mokratische Praxis, diesmal „legal",
zerstört. G. S.
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Der Rundbrief

Es ist üblich, daß Parteien in Wahl-
kämpfen die letzten Reserven an pu-
blizistischer und Überzeugungskraft
aufbieten, um einen größtmöglichen
Anteil an Wählerstimmen oder gar den
Sieg zu erringen. Nicht selten greifen
sie dabei auch auf Reserven außerhalb
der Partei zurück. Zum Beispiel auf die
Bischöfe, wenn die CDU meint, Unter-
stützung von der Kanzel her nötig zu
haben. Das hat dann aber in der Regel
zu Protesten jener Parteien und Organi-
sationen geführt, die keine Bischöfe als
„Wahlhelfer" haben.

Bei den Landtagswahlen in Baden-
Württemberg war das nicht viel an-
ders. Allerdings war es weniger die
CDU als vielmehr die SPD, die meinte,
Wahlhelfer von außen dringend nötig
zu haben. Als solcher betätigte sich
neben dem Landesbezirksvorsitzenden
des DGB, Eugen Loderer, auch der IG-
Metall-Vorsilzende Otto Brenner. Und
das ist immerhin so ungewöhnlich, daß
es in den Gewerkschaften Furore mach-
te. Zugegeben, hätte sich Brenner für
eine siegreiche SPD engagiert — es
wäre ihm sicherlich vergeben worden.
Aber er setzte in dem Rennen auf ein
lahmes Pferd, und er versuchte oben-
drein den Anschein zu erwecken, als
sei dieses Pferd gar nicht lahm. Das ist
es, was man von ihm nicht erwartet
hätte und was einen massiven Druck
aus der SPD-Baracke in Bonn vermuten
läßt.

Der Brief Otto Brenners an die Ge-
werkschafter in Baden-Württemberg,
der im Inhalt die von Helmut Schmidt
erfundene sozialdemokratische „Er-
folgsbilanz" in der Großen Koalition
kolportiert, diese von den Wählern
und im der SPD abgelehnte Koalition
und sogar den Rentnerbeitrag zur
Krankenversicherung rechtfertigt, ist —
schlicht gesagt — eine Brennersche
Fehlleistung. Besonders unangenehm
ist, daß dieser Brief nicht geschrieben
wurde, um etwa den penetranten
Papa-Kiesinger-Kult zu entlarven oder
gar vor einer Stimmabgabe für die neo-
nazistische NPD zu warnen; nein, der
Brief wurde mit der eindeutigen Ab-
sicht geschrieben und verschickt, die
Kritik an der sozialdemokratischen
Politik in Bonn und Stuttgart und da-
mit mögliche Stimmenabwanderungen
zur Demokratischen Linken (DL) abzu-
wenden.

Es ist praktisch das sicherlich unge-
wollte Ergebnis der Initiatoren des
Brenner-Briefes, daß auch ein so ange-
sehener Gewerkschaftsführer wie der
Vorsitzende der IG Metall in die Front-
stellung gegen links eingebaut wurde.
So etwas kommt dabei heraus, wenn
prominente Gewerkschafter die unab-
hängige Stellung der Gewerkschaften
einseitig in die Waagschale werfen.
Sieger der Propagandaflut gegen links
war schließlich nicht die SPD, sondern
die NPD. Das mag allen eine Warnung
gewesen sein. -ie-

Metall: Kampfmaßnahmen unvermeidlich

Nach dem Scheitern der Tarifgespräche: Wie weiter?

Durchsetzung effektiver Lohnerhöhung Hauptaufgabe

Fünf Zusammenkünfte zwischen den Spitzen der IG Metall und der metallindu-
slriellen Arbeitergeberverbände — darunter Verhandlungsrunden von zwei bis
vier Tagen — haben schließlich keine Einigung am Verhandlungstisch herbei-
führen können. So sah sich die IG Metall am 29. April 1968 gezwungen, die
Tarifverhandlungen für 3,6 Millionen Arbeitnehmer der metallverarbeitenden
Industrie über Lohn- und Gehaltserhöhungen und den Abschluß eines Ratio-
nalisierungsschutzabkommens für gescheitert zu erklären. Das Schlichtungsver-
verfahren hat begonnen.

In allen Zusammenkünften zwischen
Gewerkschaft und Gesamtmetall, die
sich von Mitte März bis Ende April
hinzogen, weigerten sich die Unter-
nehmer insbesondere, wirksamen Re-
gelungen zuzustimmen, die den Opfern
von Rationalisierungsmaßnahmen ma-
teriellen Ausgleich bzw. der Gewerk-
schaft und dem Betriebsrat ein Mit-
spracherecht bei Einleitung und Durch-
führung von Maßnahmen der Ratio-
nalisierung einräumen. Mit ihrer Op-
position gegen die von der IG Metall
geforderte überbetriebliche Aus-
gleichskasse und den Personalpla-
nungsausschuß versuchen die Metall-
unternehmer den Vertragsentwurf
eines Rationalisierungsschutzabkom-
mens, wie ihn die Gewerkschaft vor-
legte, in seinem Wesen auszuhöhlen
und auf allgemeine Unterstützungs-
vereinbarungen für einen kleinen
Kreis von Betroffenen zu reduzieren.

Es ist der Vorzug des IG-Metall-Ent-
wurfs, daß er — im Unterschied zu
allen schon bestehenden sogenannten
„Rationalisierungsschutzverträgen" —
mit dem Personalplanungsausschuß ei-
nen bescheidenen Einfluß der Arbeit-
nehmervertreter auf die produktions-,
inveslitions- und personalbezogenen
gesamtbetrieblichen Entscheidungen zu
nehmen versucht und außerdem durch
die Festsetzung einer Schutzgrenze ab
30. Lebensjahr einen möglichst großen
Kreis von Arbeitnehmern erfassen
wollte. Gesamtmetall dagegen hat sich
nur zu ungenügenden Ausgleichszah-

i lungen bei Umschulungen, Umsetzun-
gen und Entlassungen zunächst vom
55. und später vom 50. Lebensjahr an
bereit erklärt.

In der Frage der Lohnerhöhungen war
gegen Ende der Gespräche zwischen
IG Metall und Gesamtmetall bereits
eine weitgehende — wenn auch un-
genügende — Annäherung zu ver-
zeichnen gewesen. Nach Presseberich-
ten boten die Unternehmer Lohnerhö-
hungen um 4 plus 2,5 Prozent (für 12
plus 6 Monate Dauer) an; die Gewerk-
schaft soll von ursprünglich 5,5 Prozent
(7 Prozent einschließlich Kosten für
Rationalisierungsschutz) für 12 Monate
auf 4 plus 3 Prozent für 18 Monate
heruntergegangen sein. Der Lohnab-
schluß sei schließlich an der Weige-
rung der Unternehmer gescheitert,
gleichzeitig auch verbindliche Abma-
chungen bezüglidi eines Rationalisie-
rungsschutzes zu treffen. Sie seien le-

diglich zum Abschluß eines „Rahmen-
abkommens" bereit gewesen, dessen
einzelne Bestimmungen später von
einer besonderen Kommission formu-
liert werden sollten.
Nach dem Scheitern der Tarifverhand-
lungen interessiert die 3,6 Millionen
Arbeitnehmer der Metallindustrie nur
die eine Frage: Wie soll es jetzt wei-
tergehen?

Wir sind versucht zu sagen, daß das
Scheitern der Verhandlungen deren
vernünftigstes Ergebnis war. Ein Lohn-
abschluß auf so niedriger Basis für
einen so langen Zeitraum von 18 Mo-
naten, bei gleichzeitigem Verzicht auf
die wesentlichsten Rationalisierungs-
schutz-Forderungen der Gewerkschaft
(die Bereitschaft, auf den Personalpla-
nungsausschuß und die Gültigkeit ab
30. Lebensjahr zu verzichten, war be-
reits ausgesprochen) — ein solches Er-
gebnis der Spitzengespräche wäre halb-
wegs eine tarifpolitische Pleite gewe-
sen. Die IG Metall muß darum in den
laufenden Schlichtungsverhandlungen
zu ihren ursprünglichen Forderungen
zurückkehren und sich notfalls — nach
Ablauf der 19tägigen Friedenspflicht —
zur Realisierung ihrer Forderungen
durch Kampfmaßnahmen entschließen.
Angesichts der zweijährigen Tarifruhe
in der Metallindustrie, nach dem Lohn-
und Sozialabbau 1967 und auf Grund
einer gegenwärtig schon überschau-
baren Konjunkturbelebung in den
Metallbranchen, bewegen sich die Ge-
werkschaftsforderungen sowieso schon
unterhalb der Grenze des Erfor-
derlichen und Möglichen. (Siehe S. 6:
„Konjunkturlage und Lohnpolitik".)
Es kommt jetzt in erster Linie auf die
Erhöhung der Löhne und Gehälter an,
wobei Vereinbarungen zu treffen sind,
die eine effektive Auswirkung von
Tariferhöhungen garantieren. Es wäre
auch angebracht, die 7 Prozent Lohn-
erhöhung, von denen anfangs nicht
die Rede war, daß sie die Kosten eines
Rationalisierungsschutz-Abkommens
einschließen sollen, voll durchzuset-
zen. Dies auch, weil selbst 7 Prozent
Lohn- und Gehaltserhöhung für den
Jahresdurchschnitt 1968 nur noch höch-
stens 4,5 Prozent ausmachen können
Offensichtlich haben die erstmals zen-
tral geführten Verhandlungen für die
Arbeitnehmer keinen erkennbaren
Vorteil. Auf die Kampfbereitschaft der
Gewerkschaftsmitglieder kann man
nicht verzichten. K. Kilian
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Konjunkturlage  und  Lohnpolitik

Schillers  Leitlinien  bedeuten  fŸr Arbeitnehmer  Lohnstopp

RŸckkehr  xur  aktiven  Lohnpolitik  dringend  geboten

Die ersten Lohn-und GehaltsabschlŸsse dieses Jahres liegen vor; auch die ersten
Erfolgsmeldungcn der Industrie. WŠhrend die TarifabschlŸsse mit 3,5 Prozent
Zulage im Bauhauptgewerbe, 4,5 Prozent im Banken- und Versicherungswesen
und 5,2 Prozent in der chemischen Industrie die Tendenz anzeigen, sich in die-
sem Jahre abermals mit einem Ma§ zu bescheiden, das unter dem volkswirt-
schaftlich Vertretbarem und Notwendigem liegt, Ÿbersteigen gleichzeitig die
Meldungen Ÿber Auftragseingang und Produktionszunahme zum Teil selbst
optimistische Erwartungen. Die Gewerkschaften dŸrften, auch unabhŠngig von
einer stŠrkeren Konjunkturbelebung, allen Grund haben, ihre Konzeption der
iariipolitischen ZurŸckhaltung fŸr das laufende Jahr noch einmal zu ŸberprŸfen.

Offensichtlich haben die vielen Steu-
ermilliarden, die von der Regierung
der Gro§en Koalition zu Lasten der
Arbeitnehmerschaft seit einem Jahr in
die private Wirtschaft gepumpt wer-
den, um die Profiterwartung und den
Investitionswillen der Kapitalbesitzer
zu stimulieren, eine gewisse Wirkung
nicht verfehlt. Mit einem Plus von
6 Prozent vom Januar zum Februar
war 1968 die Produktionszunahme der
Industrie nicht nur grš§er als im lang-
fristigen Durchschnitt der Jahre 1958
bis 1966 (plus 2,8 Prozent), sondern
auch grš§er als im besten dieser Jahre,
in dem die Zunahme 5,4 Prozent be-
trug.

Wie das ãDeutsche Industrieinstitut"
der Unternehmer im April berichtete,
gilt der krŠftige Produktionsanstieg
(der Ÿbrigens von einem rasanten
Kursanstieg der Aktien begleitet ist)
insbesondere fŸr die Grundstoffindu-
strien und die Energieversorgungsbe-
triebe. Auch im Bergbau, in den Ver-
brauchsgŸterindustrien, der Nahrungs-
und Genu§mittelwirtschaft sei die Ent-
wicklung ãbetrŠchtlich gŸnstigerÒ ver-
laufen als in den gleichen Monaten
der Jahre 1958 bis 1966. Nur in den
InvestitionsgŸterindustrien sei die Pro-
duktionszunahme geringfŸgig und im
Bauhauptgewerbe (witterungsbedingt)
stŠrker unter dem langfristigen Durch-
schnitt geblieben. Die Textilindustrie
meldete Ende April  fŸr die ersten bei-
den Monate dieses Jahres einen im
Vergleich zum Vorjahr um 14,2 Prozent
hšheren Auftragseingang, eine Umsatz-
steigerung um 13 Prozent und eine
Steigerung der Produktion um 13,3 Pro-
zent.

Angesichts der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, bei der man jedoch eine
gewisse Ungleichheit nicht Ÿbersehen
darf, kommt die Bundesbank in ihrem
jetzt veršffentlichten Jahresbericht
1967 zu dem Schlu§, da§ wegen der
ãschnellen †berwindung des Konjunk-
turrŸckschlages" und der ãVorbela-
stung" der šffentlichen Finanzen durch
das zweite Konjunkturprogramm die
PlŠne fŸr ein drittes ãbedenklich"
seien. Sie erwartet, da§ der begonnene
wirtschaftliche Aufschwung sich fort-
setzt und das Wachstum des realen
Sozialprodukts Ÿber die von der Bun-
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desregierung veranschlagten 4 Prozent
hinausgeht.

Es scheinen also alle Voraussetzungen
zu bestehen, da§ die Unternehmer-
gewinne 1968 Ñ  wie im Wirtschafts-
bericht der Bundesregierung vorher-
gesagt und durch die Ma§nahmen des
Bundeswirtschaftsministers gezielt an-
gestrebt Ñ  um mindestens 12,5 Pro-
zent netto ansteigen. Da aber infolge
weiterer Konzentration und verschŠrf-
ten kapitalistischen Konkurrenzkamp-
fes die Zahl der SelbstŠndigen in die-
sem Jahr vermutlich um 1,6 Prozent
abnehmen wird, wird die Gewinnstei-
gerung pro Kopf der SelbstŠndigen
tatsŠchlich noch hšher ausfallen.

FŸr Arbeitnehmer  ãplus  minus  null"

Diese Entwicklung vollzieht sich bei
gleichzeitiger Konsolidierung eines
stŠndigen Arbeitslosenheeres von meh-
reren hunderttausend Mann. Die ãZiel-
projektion" des Bundeswirtschaftsmi-
nisters Schiller sieht mindestens 0,8
Prozent Erwerbslose als ãnormal" und
fŸr die Volkswirtschaft (sprich: Profit-
wirtschaft) ãauf die Dauer zutrŠglich"
an. Ende MŠrz wurden noch 460 000
Arbeitsuchende registriert, das waren
2,2 Prozent. Nach Ansicht der Unter-
nehmer ist in diesem Jahr nicht mehr
mit einem starken Absinken der Ar-
beitslosenzahl zu rechnen. Das Indu-
strieinstitut meint, da§ trotzdem kein
Anla§ bestehe, am konjunkturellen
Wiederaufschwung zu zweifeln. Die
Arbeitgeber sind darauf eingerichtet,
da§ sich ãProsperitŠt und Arbeits-
losigkeit" gleichzeitig prŠsentieren
werden.

Auch die Zielprojektion Professor
Schillers ist auf eine relativ hohe Ar-
beitslosenquote, die kŸnftig in der
Tarifpolitik der Gewerkschaften als
lohndrŸckender Faktor in Erscheinung
treten wird, ausgerichtet. Im Wirt-
schaftsbericht sieht die vorausgeplante
Entwicklung der Arbeitnehmereinkom-
men wie folgt aus:

Anstieg der BeschŠftigten im laufen-
den Jahr um 0,5 Prozent (was ein Ein-
pendeln der Arbeitslosenquote bei et-

wa 2 Prozent oder 400 000 bedeutet);
Anstieg der Tariflšhne um 4 bis 5 Pro-
zent;

Anstieg der Bruttoeinkommen (plus
ArbeitgeberbeitrŠge zur Sozialversi-
cherung) um 4,7 Prozent;

Anstieg der Brultolohnsumme der Ar-
beitnehmerschaft um 4,1 Prozent;

Anstieg der Nettolohnsumme um 3,3
Prozent.

Umgerechnet auf die um 0,5 Prozent
grš§ere Zahl der Arbeitnehmer, die
sich die um 3,3 Prozent wachsende
Nettolohnsumme teilen mŸssen, und
abzŸglich der erwarteten Steigerung
der Lebenshaltungskosten um etwa
2,5 Prozent, verbleibt bestenfalls eine
reale Lohnsteigerung um 0,3 Prozent.
Das aber ist soviel wie nichtsl Sie
bedeutet im Ÿbrigen, da§ die Arbeit-
nehmer bei dem .erwarteten Zuwachs
des realen Sozialprodukts um 4 Pro-
zent oder 21 Milliarden DM nur 1,5
Milliarden fŸr sich verbuchen dŸrfen,
was etwa dem 1967 verzeichneten
RŸckgang der Arbeitnehmereinkom-
men entspricht. Die Bilanz fŸr die Ar-
beiter, Angestellten und Beamten wŸr-
de also, wenn sich die Gewerkschaf-
ten weiterhin an die Schillerschen
Leitzahlen halten, ãplus minus null"
lauten.

Das ist jedoch nur eine, die sichtbare
Seite des Problems, wie die Einkom-
men der Arbeitnehmer sich 1968 ent-
wickeln werden. Es gilt weiter zu be-
rŸcksichtigen, da§ die industrielle Pro-
duktivitŠtsentwicklung seit der zwei-
ten JahreshŠlfte 1967 vorher kaum
gekannte AufwŠrtssprŸnge macht und
dazu gefŸhrt hat, da§ infolge Ratio-
nalisierung und Automation die Stun-
denleistung der Arbeitnehmer in der
Industrie um nahezu 10 Prozent hšher
liegen wird als noch im Vorjahr. Diese
FrŸchte der Arbeit werden jedoch všl-
lig in den Taschen der Unternehmer
verschwinden, und es kann darum
schon vorhergesagt werden, da§ das
Jahr 1968 eine weitere wesentliche
Verschiebung des Ungleichgewichts
der Vermšgensverteilung und -Bil -
dung in der Bundesrepublik zugunsten
der Unternehmer bringen wird.

Aktive  Lohnpolitik  praktizieren

FŸr jeden Gewerkschafter, der diese
Zahlen nŸchtern durdidenkt, gibt es
keinen Zweifel, da§ die Arbeitnehmer,
nach dem Lohnstopp des vergangenen
Jahres, nach Lohn- und Sozialabbau,
Kurzarbeit, Entlassungen und Anstieg
der Lebenshaltungskosten jetzt eine
krŠftige Erhšhung der Effektivlšhne
und -gehŠlter brauchen. Das ist nicht
allein die Auffassung des Wirtschafts-
wissenschaftlichen Instituts der Ge-
werkschaften; am 22. April erklŠrte
auch das Weltwirtschaftsarchiv (Ham-
burg) in einer Stellungnahme, fŸr die
kŸnftige Entwicklung des privaten
Verbrauchs in der Bundesrepublik
seien vor allem die in den nŠchsten



Monaten zu erwartenden Einkommens-
erhšhungen von Bedeutung. Wenn der
weitere Konjunkturaufschwung nicht
gehemmt werden solle, sei eine Be-
lebung der Konsumnachfrage erfor-
derlich.

So verhei§ungsvoll die gegenwŠrtigen
Berichte wichtiger Industriebranchen
auch klingen mšgen Ñ  Wirtschafts-
experten und andere Fachleute rŠumen
ein, da§ die sogenanten ãselbsttragen-
den KrŠfte" in der zweiten Jahres-
hŠlfte wieder zusammenbrechen kšnn-
ten, wenn ihnen von der Inlandsnach-
frage der Verbraucher her nicht eine
krŠftige StŸtze zuteil wird. Diese In-
landsnachfrage kann aber nur Ÿber
die Belebung des Massenkonsums der
Arbeiter, Angestellten und Beamten
geschaffen werden, die wiederum zu
erhšhtem Konsum nur mittels gestie-
gener Einkommen in der Lage sind.
Ob die von Prof. Schiller gezogene
Leitlinie von 4 Prozent fŸr Lohn- und
Gehaltserhšhungen dafŸr ausreicht,
mu§ sehr in Zweifel gezogen werden.
Auch der DGB-Vorsitzende Ludwig
Rosenberg hŠlt einen hšheren Pro-
zentsatz fŸr geboten.

Die bisher vereinbarten Lohn- und
Gehaltssteigerungen werden dieser
Forderung und volkswirtschaftlichen
Notwendigkeit nicht gerecht. Da sie
Ÿberdies erst in Kraft traten, nach-
dem das Jahr 1968 schon um Monate
ins Land gegangen war, reduziert sich
die ausgehandelte Erhšhung Ñ  auf
das ganze Jahr umgerechnet Ñ  noch
erheblich. So wird die am 1. Juli 1968
wirksam werdende Anhebung der Be-
amtenbezŸge um voraussichtlich 4 Pro-
zent in Wahrheit nur 2 Prozent im
Jahresdurchschnitt ausmachen.

Im Interesse der Arbeitnehmer und
einer weiteren Wirtschaftsbelebung
wŠre also eine Einkommenssteige-
rung, die der Gewinnsteigerung der
Unternehmer nicht nachsteht, dringend
erforderlich. Es steht wohl au§er
Zweifel, da§ die Gewerkschaften Ñ
wŠre die Regierung eine CDU/CSU/
FDP-Koalition und hie§e der Wirt-
schaftsminister etwa Erhard oder
SchmŸcker Ñ  nicht zšgern wŸrden,
den Unternehmern entsprechende For-
derungen zu prŠsentieren. Man mu§
jedoch sehen, da§ die unangebrachte
ZurŸckhaltung in der gegenwŠrtigen
Lohnpolitik nicht auf bšsen Willen der
fŸhrenden FunktionŠre, sondern auf
den Druck zurŸckzufŸhren ist, den die
BefŸrworter der Gro§en Koalition in
der SPD auf den DGB und die Gewerk-
schaftsvorstŠnde ausŸben. Die sozial-
demokratische ParteifŸhrung wŸnsdit
nidit, durch die Gewerkschaften beim
Aufpolieren des ãVolksparteiu-Images
und im ãVertrauenserwerb" beim Mo-
nopolkapital gestšrt zu werden. Die
Gro§e Koalition ist zu einer unertrŠg-
lichen Belastung fŸr eine unabhŠngige
Tarifpolitik der Gewerkschaften ge-
worden.

Die Gewerkschaften werden sich aber
von den vielerlei Fesseln, die ihnen
durch den Volkspartei-Tick und die

Wieder  Streiks  gegen  Lohnabbau

Unternehmer  benutzen  neues Lohnrahmenabkommen

in Nordrhein-Westfalen  zur Reduzierung  von Lšhnen

In der Metallindustrie von Nordrhein-Westfalen kam es im letzten Monat zu
einer Reihe von Arbeitsniederlegungen und Streiks. Mit den spontanen Kampf-
aktionen beantworteten die Metallarbeiter die Versuche der Unternehmer, den
Inhalt des neuen Lohnrahmenabkommens auszuhšhlen und die mit der EinfŸh-
rung des Tarifvertrages verbundene Neueinstufung der Lohngruppen zu einem
Lohnabbau zu benutzen.

Das Lohnrahmenabkommen wurde im
September 1967 zwischen dem Ver-
band der metallindustriellen Arbeit-
geberverbŠnde von Nordrhein-West-
falen und den IG-Metall-Bezirksleitun-
gen Essen, Hagen, Kšln und MŸnster
vereinbart und trat am 1. April dieses
Jahres in Kraft. Es verfolgt im we-
sentlichen nur ein einziges Ziel: die
teilweise tarifliche Absicherung Ÿber-
tariflicher Lohnbestandteile. Aus die-
sem Grunde wurde die Zahl der Lohn-
gruppen um drei auf zehn erhšht. Der
niedrigste Lohn betrŠgt jetzt nicht
mehr 70, sondern 73 Prozent des Eck-
lohnes der Facharbeiter. WŠhrend die
bisher hšchste Lohngruppe 110 Pro-
zent des Facharbeiterlohnes vorsah,
wurde jetzt eine neue Lohngruppe mit
133 Prozent geschaffen. Vorarbeiter
erhalten 5 Prozent auf den Tariflohn
ihrer Lohngruppe. FŸr Arbeiten unter
erschwerten Bedingungen wurde ein
nicht akkordfŠhiger Zuschlag von
6 Prozent des Ecklohnes des Lohntarif-
vertrages vereinbart.

FŸr diese Regelungen, die sich laut
Tarifvertrag kostenneutral auswirken
sollen, zahlte die IG Metall einen
hohen Preis: Um mit Hilfe des Lohn-
rahmenabkommens den Abstand zwi-
schen Tarif- und Effektivlšhnen zu
verringern und durch die teilweise
tarifliche Absicherung Ÿbertariflicher
Lohnbestandteile die Metallarbeiter
wirksamer vor einer negativen Lohn- 

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllin

Wahlkampfambitionen der SPD fast
unmerklich angelegt wurden, sehr
bald befreien mŸssen, wenn sie das
Vertrauen der Arbeiter, Angestellten
und Beamten nicht in dem Ma§e ver-
lieren wollen, wie ãsozialdemokrati-
sche CDU-Politik" unpopulŠr wird. In
der Tarifpolitik hei§t das, zur aktiven
Lohn- und Gehaltspolitik zurŸckzu-
kehren und den Arbeitnehmern einen
sichtbaren Anteil am wieder wachsen-
den Sozialprodukt zu sichern. GefŠl-
ligkeitspolitik fŸr Schiller und Brandt,
die vorn Arbeitnehmer mit materiellem
Verzicht bezahlt werden mu§, zahlt
sich nicht aus.

Die besseren Argumente fŸr eine ak-
tive Tarifpolitik sind Ñ  wie die Lage-
analyse beweist Ñ  auf Seiten der Ge-
werkschaften. Es ist an der Zeit, die
TrŸmpfe auszuspielen! Gerd Siebert

Politik der Unternehmer zu schŸtzen,
erklŠrten sich die vier Bezirksleitun-
gen und die gro§e Tarifkommission
mit einer neunmonatigen Lohnpause
einverstanden. Neben dem Verzicht
auf Lohn- und Gehaltserhšhungen
wirkte sich beim Inkrafttreten des
Lohnrahmenabkommens insbesondere
die Tatsache nachteilig aus, da§ die
IG Metall ihre Forderung nach Ein-
setzung von betrieblichen paritŠtischen
Eingruppierungs - Kommissionen nicht
durchsetzen konnte, wodurch nun die
Neueingruppierung ausschlie§lich in
den HŠnden der Unternehmer liegt
und somit WillkŸrma§nahmen TŸr und
Tor gešffnet wurden.

Zum 1. April zeigte sich, da§ die Me-
tallindustriellen nicht daran dachten,
das Entgegenkommen der IG Metall
durch eine pflichtgetreue ErfŸllung des
Lohnrahmenabkommens zu honorie-
ren. Statt bei gleichbleibenden Effek-
tivverdiensten einen Teil der Ÿber-
tariflichen Leistungen tariflich abzu-
sichern, benutzten die Unternehmer
die neue Lohneinstufung in vielen
FŠllen zu einem Lohnabbau.

Unter anderen streikten 5000 Arbeiter
der Klšckner-Humboldt-Deutz AG in
Kšln, 1555 Arbeiter der Vereinigten
Deutschen Kabelwerke in Duisburg,
800 Arbeiter der Firma Holstein und
Kappert in Dortmund, 2200 Arbeiter
des Rheinstahl-Werkes Wanheim in
Duisburg, 150 Arbeiter der Krupp-
Schmiede und -Gie§erei in Essen so-
wie die Arbeiterbelegschaften der Fir-
men Gothot und Wilhelmi in MŸlheim
und Rhein - Emscher Armaturen in
Baerl Krs.Moers.

Von der Kampfentschlossenheit der
Metallarbeiter zeugt die Tatsache, da§
zum Beispiel der Streik bei der Hebe-
zeugfirma Wilhelmi KG drei Tage und
bei der Maschinenfabrik Gothot sogar
vier Tage andauerte. Ihre spontanen
Kampfaktionen, die ihren Ausdruck in
Arbeitsniederlegungen, Demonstratio-
nen und Streiks fanden, machten den
Unternehmern einen Strich durch die
Rechnung. Denn Ÿberall dort, wo die
Metallarbeiter sich gegen den geplan-
ten Lohnabbau zur Wehr setzten, mu§-
ten sich die Firmenleitungen damit
einverstanden erklŠren, da§ die Be-
triebsrŠte bei der Lohneinstufung mit-
wirken und EinsprŸche gegen bereits
erfolgte Neueingruppierungen Ÿber-
prŸfen kšnnen. G. B.
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Abgewiesen

Der hessische Verwaltungsgerichtshof
in Kassel hat kŸrzlich die Klage des
Arbeitgeberverbandes der hessischen
Metallindustrie gegen das in Arti-
kel 29 der hessischen Verfassung ver-
ankerte Aussperrungsverbot abgewie-
sen. Die Unternehmer hatten bekannt-
lich im November 1966 Klage gegen
das Land Hessen angestrengt, weil der
hessische MinisterprŠsident Zinn und
Wirtschaftsminister Arndt vor dem
Landtag und in Interviews erklŠrt hat-
ten, die Regierung werde in einem
etwaigen Arbeitskampf dem Aussper-
rungsverbot der Verfassung Respekt
verschaffen.

Den Hintergrund der Unternehmer-
klage bildet eine voraufgegangene zu-
gespitzte Situation wŠhrend des Tarif-
konflikts in der Metallindustrie. Die
Absicht der Metallindustriellen hatte
darin bestanden, das Aussperrungs-
verbot der Verfassung annullieren zu
lassen, um so auch in Hessen bei
Streiks, wie 1963 in Baden-WŸrttem-
berg, freie Hand fŸr die Aussperrung
von streikenden Arbeitnehmern zu '
bekommen. Insofern ist die Abwei-
sung der Klage durch das hessische
Verwaltungsgericht vom Standpunkt
der Gewerkschaften positiv zu be-
werten.

Einen Haken hat allerdings die Ur-
teilsbegrŸndung: Sie macht im ent-
scheidenden Punkt geltend, da§ in den
€u§erungen von Zinn und Arndt fŸr
eine unmittelbare Androhung irgend-
welcher Zwangsma§nahmen gegen die
Unternehmer im Falle von Aussper-
rungen jeder Anhaltspunkt fehle. Bei
den Bemerkungen der Minister habe es
sich nicht um Drohungen oder War-
nungen, sondern nur um Meinungs-
Šu§erungen gehandelt, die den Unter-
nehmerverband zwar in seiner Ver-
handlungsposition beeintrŠchtigen,
nicht aber in seinem Recht verletzen
kšnnten.

Damit ist das Gericht der eigentlichen
Sachentscheidung ausgewichen, die
eine klare Entscheidung hŠtte dahin-
gehend bringen mŸssen, da§ es nicht
nur das Recht, sondern Verfassungs-
pflicht der hessischen Staatsorgane ge-
wesen wŠre, im Falle von Aussper-
rungen gegen die betreffenden Unter-
nehmer vorzugehen. Die Unternehmer
hatten die Klage angeblich ãvorsorg-
lich" eingelegt; es wŠre Aufgabe des
Gerichts gewesen, ihnen auch ãvor-
sorglich" die Konsequenzen von Aus-
sperrungen Ñ  und damit Verfassungs-
bruch Ñ  klarzumachen.

Vermutlich wird sich nun das Bundes-
verwaltungsgericht mit der Angelegen-
heit befassen, denn das Landesgericht
hat ãwegen der grundsŠtzlichen Be-
deutung des Rechtsstreits" Revision
gegen sein Urteil zugelassen. Es bleibt
zu hoffen, da§ die Aussage der hes-
sischen Verfassung zum gŸltigen Ma§-
stab des letzten Urteilsspruches wird.

-rt

Ringen  um hšhere  BeamtenbezŸge

Ende Mai wird der Bundestag Ÿber
die endgŸltige Besoldungsaufbesse-
rung fŸr die Beamten entscheiden.
Unter dem Druck der Proteste der
Gewerkschaften und BeamtenverbŠnde
hat kŸrzlich der zustŠndige Ausschu§
des Bundestages eine Erhšhung um 4
statt der ursprŸnglich vorgesehenen
und in erster und zweiter Lesung vom
Parlament beschlossenen Erhšhung
um 3 Prozent vorgeschlagen. Aber
auch dieser Kompromi§ wird vom
DGB und dem Deutschen Beamtenbund
als unzureichend angesehen.

Da die 4 Prozent Aufbesserung der
Beamlenbesoldung erst ab 1. Juli 1968
wirksam werden sollen, entsprechen
sie Ñ  auf das ganze Jahr umgerech-
net Ñ  nur einer Zulage um 2 Prozent,
einschlie§lich der vorgesehenen struk-
turellen Verbesserungen um etwa 2,7
Prozent. Das reicht nicht einmal, um
die gestiegenen Lebenshaltungskosten
aufzufangen. Insbesondere aber wird
die lineare Erhšhung der BezŸge nicht
den BedŸrfnissen der Masse der Be-
amten niederer und mittlerer Lauf-
bahn gerecht. Denn es ist ein Unter-
schied, ob die 2 Prozent auf ein Mo-
natseinkommen von 8000 oder 800 DM
Anwendung finden. Der Einkommens-
abstand zwischen den kleinen und
mittleren Beamten auf der einen und
den ãgehobenen" auf der anderen
Seite wird immer grš§er. Es wird also
wichtig sein, gestaffelte Einkommens-
erhšhungen durchzusetzen, mit dem
Akzent auf die kleinen und mittleren
Einkommen.

Der Gewerkschaft …ffentliche Dienste,
Transport und Verkehr ist es jetzt
gelungen, nach langwierigen Verhand-
lungen mit den Tarifbeauftragten von
Bund, LŠndern und Gemeinden eine
Erhšhung der SozialzuschlŠge fŸr die
im šffentlichen Dienst beschŠftigten
Arbeiter zu vereinbaren. Dabei handelt
es sich um die Erhšhung der ZuschlŠge
fŸr Kinder. Ferner sollen die Lšhne ab
1. Oktober 1968 um 2 und ab 1. Januar
1969 nochmals um 1 Pfennig je Stunde
aufgebessert werden.

Eine gleiche Regelung wurde auch zwi-
schen der Gewerkschaft der Eisenbah-
ner Deutschlands und der Bundesbahn-
hauptverwaltung fŸr die bei der Bahn
beschŠftigten Arbeiter ausgehandelt.

-an

Chemie:  In weiteren  Bezirken

5,2 Prozent  Erhšhung

Die Industriegewerkschaft Chemie-
Papier-Keramik hat im Monat April
in der diesjŠhrigen Tarifbewegung in
der chemischen Industrie noch in wei-
teren Bezirken Lohn- und Gehaltser-
hšhungen von 5,2 Prozent durchsetzen
kšnnen. Es handelt sich dabei um
Hessen, Nordrhein, Ruhr - Lippe und
Schleswig-Holstein. Die neuen Tarif-
vertrŠge wurden rŸckwirkend ab 1. Fe-

bruar, in Schleswig-Holstein ab 1. MŠrz,
wirksam. Die Laufdauer der VertrŠge
betrŠgt mindestens 12 Monate. Die
ersten Lohn- und Gehaltserhšhungen
in der chemischen Industrie waren in
Rheinland-Pfalz mit ebenfalls 5,2 Pro-
zent vereinbart worden.

Schutzma§nahmen  fŸr Papierarbeiter

Einen ãTarifvertrag zur Abwendung
sozialer HŠrten bei Rationalisierungs-
ma§nahmen", ¥wie er bereits fŸr die
graphische Industrie besteht, verein-
barten die Industriegewerkschaft
Druck und Papier und der Unterneh-
merverband der papier- und pappe-
verarbeitenden Industrie fŸr die Be-
schŠftigten dieser Branche. Gleichzei-
tig wurde EinverstŠndnis Ÿber eine
lineare Lohnerhšhung um 3,5 Prozent,
die rŸckwirkend ab 1. April in Kraft
trat, erzielt. WŠhrend der neue Lohn-
tarifvertrag eine Laufdauer von ^Mo-
naten hat, kann der Rationalisierungs-
schulzvertrag, der EntschŠdigungen
bei Umsetzungen und Entlassungen
vorsieht, erst zum 31. Dezember 1970
gekŸndigt werden.

Bergarbeiter  fordern  7,5 Prozent

Eine Erhšhung der Lšhne und GehŠl-
ter um 7,5 Prozent zu fordern, hat der
Hauptvorstand der IG Bergbau und
Energie beschlossen. Die TarifvertrŠge
fŸr die BeschŠftigten im Steinkohlen-
bergbau der Bundesrepublik sind zum
30. Mai gekŸndigt worden. Die Hšhe
der Lohn-und Gehaltsforderungen gab
der IGBE-Vorsitzende Walter Arendt
am 19. April auf der Jugendkonferenz
seiner Gewerkschaft in Oberhausen
bekannt.

Neue TarifvertrŠge

im Bauhauptgewerbe

Ab 1. Mai 1968 sind im Bauhaupt-
gewerbe fŸr rund 1,3 Millionen Arbei-
ter und Angestellte neue Tarifver-
trŠge wirksam geworden. Die Fach-
arbeiterecklšhne wurden um 16 Pfen-
nig die Stunde und die tariflichen Mo-
natsgehŠlter um 3,5 Prozent angeho-
ben. Die TarifvertrŠge sind frŸhestens
zum 31. MŠrz 1969, also nach elf Mo-
naten Laufzeit, kŸndbar,- diese elf-
monatige Laufzeit ergibt sich, weil die
IG Bau-Steine-Erden die alten Tarif-
vertrŠge ãaus konjunkturpolitischer
RŸcksichtnahme" 13 Monate gelten lie§
und die mšgliche KŸndigung nicht zum
31. MŠrz, sondern zum 30. April 1968
ausgesprochen hatte.

Mit dem Neuabschlu§ der Tarifver-
trŠge wurden fŸr die Angestellten in
Orstklasse 1 die tariflichen Monats-
gehŠlter fŸr das gesamte Bundes-
gebiet, mit Ausnahme des Landes
Bayern, vereinheitlicht.
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OTV-Jugend  unterstŸtzt  Studenten

Die Jugend in der Gewerkschaft šf-
fentliche Dienste, Transport und Ver-
kehr, nach der IG Metall die zweit-
stŠrkste Arbeitnehmerorganisation, hat
es abgelehnt, die auch von DGB- und
GewerkschaftsfunktionŠren gebrauch-
ten Redewendungen von den ãranda-
lierenden" Studenten und ãRowdys"
zu Ÿbernehmen. Statt dessen solidari-
sierten sich auf der Bundes-Jugendkon-
ferenz der Gewerkschaft …TV am 19.
und 20. April in Wuppertal die Ÿber
100 Delegierten von 96 000 jungen
…TV-Mitgliedern mit den demokrati-
schen und reformerischen Zielsetzun-
gen der Studenten.

Der Hamburger Delegierte Ehlers arti-
kulierte die diesbezŸglichen Empfin-
dungen der jungen Gewerkschafter mit
folgenden Worten: ãDie Aktionen der
Studenten werden von den meisten
Arbeitern und Angestellten in den Be-
trieben abgelehnt. Das schlimmste ist,
man geht gar nicht auf die Argumente
ein, sondern es wird nur Ÿber die Me-
thoden der Demonstrationen gespro-
chen. Der NormalbŸrger reagiert mit
dem Ruf nach Polizei, nach Ordnung,
nach dem starken Mann und nach Ge-
fŠngnis, und zwar fŸr die Demonstran-
ten. Das sind faschistische Reaktionen,
so da§ man heute als Gewerkschafter
trotz einiger Vorbehalte gegenŸber
dem SDS sich von vornherein mit den
Studenten und ihren Aktionen solida-

Der …TV-Vorsitzende Heinz Kluncker
sagte hierzu in seiner Rede vor den
Delegierten: ãWir sind stolz darauf,
da§ unsere …TV als erste Gewerk-
schaft in der Bundesrepublik Kontakte
zu den Gewerkschaften in den kommu-
nistischen LŠndern aufgenommen hat.
Sie leÕstet damit einen wichtigen Bei-
trag zur Aussšhnung mit unseren šst-
lichen Nachbarvšlkern. Es wird not-
wendig sein, die Kontakte auf eine
noch breitere Basis zu stellen. Wir
sind uns darŸber im klaren, da§ die
BemŸhungen um eine Entspannung auf
die Dauer nicht an der DDR vorbei-
gehen kšnnen.Ò

In anderen BeschlŸssen fordert die Ju-
gendkonferenz die staatliche BeschrŠn-
kung und Kontrolle des von Springer
aufgebauten Pressemonopols, die †ber-
fŸhrung wichtiger Gro§betriebe in Ge-
meineigentum sowie die gewerkschaft-
liche Kontrolle und Mitbestimmung in
allen sozialen und personellen Fragen,
sowohl in den privaten Betrieben aJs
auch in den šffentlichen Verwaltungen.
Schlie§lich fordern die jungen OTV-
Gewerkschafter eine grŸndliche Schul-
reform, bessere Berufsausbildungsmšg-
lichkeiten und den Abbau der zum
Teil noch absolutistischen Verwaltungs-
struktur.

Die OTV-Jugendkonferenz hat das Bild
und das Bewu§tsein einer politisch ak-
tiven, aufgeschlossenen Gewerkschafts-
jugend hinterlassen. Es steht wohl
au§er Zweifel, da§ d^ese jungen Ge-
werkschafter entsche dend mithelfen
werden, die soziale und gesellschaft-
liche Ordnung in der Bundesrepublik
zu demokratisieren. Ki.

…TV-Gowerkschaftstag

mit  Arbeitskreisen

Zum 6. ordentlichen Gewerkschaftstag
der Gewerkschaft šffentliche Dienste,
Transport und Verkehr (…TV), der
vom 30. Juni bis 6. Juli 1968 in MŸn-
chen stattfindet, erwartet die Gewerk-
schaft neben den 500 ordentlichen De-
legierten rund 500 Gastdelegierte,
GŠste und EhrengŠste. Tagungsraum
fŸr die Plenumsitzungen in MŸnchen
ist die Bayemhalle. Der Hauptvor-
stand der Gewerkschaft …TV hat sich
bereits in zwei Sitzungen mit der Vor-
bereitung des Gewerkschaftstages be-
schŠftigt. Er beschlo§, den Gewerk-
schaftstag unter das Motto ãTechni-
scher Fortschritt, Automation und Ge-
werkschaften" zu stellen. Zum ersten-
mal werden die Delegierten eines Ge-
werkschaftstages der …TV nicht nur
in Plenumsitzungen, sondern in ver-
schiedenen Arbeitsgemeinschaften be-
raten.

Bergbaujugend  gegen  Neonazisrisieren mu§. Eines Tages wird die
Polizei auf der Grundlage der Not-
standsgesetze auch gegen Gewerk-
schafter mit dem KnŸppel vorgehen.
Wenn wir uns heute mit den protestie-
renden Studenten nicht solidarisch er-
klŠren, kommen die Notstandsgesetze
durch."

In einer Entschlie§ung zu dieser Frage
hei§t es, die OTV-Jugend solle kŸnftig
alle Aktionen der Studenten, die zur
Demokratisierung der Gesellschaft bei-
trŸgen, gemeinsam mit ihnen planen
und durchfŸhren.

Der OTV-Jugendkongre§ beschŠftigte
sich weiter mit den Bonner Notstands-
plŠnen, die er ablehnte und forderte
die Mitglieder der Gewerkschaft auf,
sich am 11. Mai am Sternmarsch der
Notstandsgegner nach Bonn zu be-
teiligen. Die Gewerkschaften und der
DGB wurden aufgefordert, mehr Akti -
vitŠt gegen die NotstandsplŠne zu ent-
wickeln. Gleichzeitig unterstrich die
Jugendkonferenz die Richtigkeit und
Notwendigkeit der Kontaktaufnahme
zu den Gewerksdiaftern in sozialisti-
schen LŠndern. Der DGB-Bundesvor-
stand -wurde aufgefordert, den Anti-
Kontaktbeschlu§, der Gewerkschaf ts-
mitgliedern Beziehungen zum FDGB
der DDR untersagt, aufzuheben. Die
OTV-Jugend werde unabhŠngig davon
Kontakte zum FDGB herstellen und
verstŠrken. Eine Entspannung in Eu-
ropa, so betonten Diskussionsredner,
sei ohne Einbeziehung der DDR nicht
mšglich.

Auf dem 9. Gewerkschaftsjugendtag
der IG Bergbau und Energie am 19.
und 20. April in Oberhausen forder-
ten die 75 Delegierten der 20 000 ju-
gendlichen Bergarbeiter eine entschie-
dene BekŠmpfung der NPD und des
Rechtsradikalismus, auch au§erhalb der
NPD. Zur Notstandsgesetzgebung hei§t
es in einem Beschlu§: ãDie Delegier-
ten des 9. Gewerkschaftsjugendtages
der IG Bergbau und Energie lehnen
jede Notstandsgesetzgebung ab. Wir
als die WŠhler von morgen rufen alle
Verantwortlichen auf, um eine von der
Bundesregierung beabsichtigte Not-
standsgesetzgebung mit allem Nach-
druck zu verhindern."

In weiteren Entschlie§ungen forderten
die jungen Bergarbeiter Frieden fŸr
Vietnam, die šffentliche Kontrolle der
Pressekonzentration, eine bessere Bil -
dungspolitik, grš§eren KŸndigungs-
schutz fŸr Jugendvertreter und die
Herabsetzung des aktiven Wahlalters
auf 18 Jahre. AusdrŸcklich erklŠrte
sich die Jugendkonferenz mit den de-
monstrierenden und protestierenden
jungen Menschen solidarisch; sie lehnt
dabei Gewalt ab, aber auch seitens
der Polizei.

Der Jugendtag diskutierte das spe-
zielle Problem der BeschŠftigtenstruk-
tur im Steinkohlenbergbau. So ist al-
lein in den ersten drei Monaten die-
ses Jahres die Zahl der BeschŠftigten 

um 7000 zurŸckgegangen. Bei einem
Bedarf von rund 10 000 Berg- und
Handwerkslehrlingen 1967 im Stein-
kohlenbergbau haben sich nur 2500
Jugendliche dazu bereit gefunden.
Auch der Gewerkschaftsjugendtag in
Oberhausen machte angesichts von nur
20 000 jugendlichen Mitgliedern bei
einem Organisationsgrad von 86 Pro-
zent den auffallend niedrigen Anteil
der Jugend im Steinkohlenbergbau
und damit die Folgen einer rŸcksichts-
losen privatkapitalistischen Profitwirt-
schaft in dieser Branche deutlich.

IG-Metall-Ge  werkschaff  sfag

einberufen

Der Vorstand der Industriegewerk-
schaft Metall hat den 9. ordentlichen
Gewerkschaftstag fŸr die Zeit vom 2.
bis 7. September 1968 nach MŸnchen
einberufen. Die in Nr. 7/1968 von
ãMetall" veršffentlichte Tagesordnung
sieht neben den Vorstandsberichten,
der Antragsberatung und den Wahlen
ein Referat von Otto Brenner vor,- es
hat den Titel: ãSicherheit und Fort-
schritt durch eine starke IG Metall".
Die letzten AntrŠge zum Gewerk-
schaftstag mŸssen spŠtestens 13 Wo-
chen vor Beginn des Kongresses dem
Vorstand in Frankfurt vorliegen. Letz-
ter Einsendetag fŸr AntrŠge ist der
28. Mai 1968.
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ãGrundberufe Ò Gemeinsames  GesprŠch  an der Ruhr

Treffen  von  Arbeitnehmern  aus der Bundesrepublik

mit  Kollegen  aus der DDR Ñ  Weitere  Begegnungen  geplant

Was jahrelang unmšglich schien, haben einige Gewerkschafter aus dem Ruhr-
gebiet fertiggebracht: Der Dialog zwischen den Arbeitern aus beiden deutschen
Staaten konnte diesmal auf dem Boden der Bundesrepublik fortgesetzt werden.
ãDie Arbeiterklasse Ñ  entscheidende Kraft der Gesellschaft", unter diesem
Motto berieten unlŠngst in Castrop-Rauxel 11 DDR-Gewerkschafter aus dem
Bezirk Leipzig und mehr als 100 Teilnehmer Ñ  Gewerkschafter aus dem Raum
Castrop-Rauxel, Herne, Bochum und Wattenscheid Ñ  Ÿber Probleme der deut-
schen Arbeiterbewegung.

Bis zum 20. Mai 1968 sollen in der DDR
Einwohner, Betriebe, gesellschaftliche
Einrichtungen, Organisationen usw.
VorschlŠge fŸr die Weiterentwicklung
der Berufsausbildung beim Staatlichen
Amt fŸr Berufsausbildung einreichen.
Die Aufforderung dazu erging am 4.
April mit der Veršffentlichung des Ent-
wurfs der ãGrundsŠtze fŸr die Weiter-
entwicklung der Berufsausbildung als
Bestandteil des einheitlichen sozialisti-
schen Bildungssystems". Dieser Ent-
wurf ist, wie es in der DDR-Presse
hie§, das Ergehn s gemeinsamer Be-
ratungen von Regierung, SED, FDGB
und FDJ.

Es hat sich in der DDR seit geraumer
Zeit eingebŸrgert, wichtige Gesetzes-
vorlagen vorÕ der abschlie§enden par-
lamentarischen Behandlung in einer
Wochen und Monate wŠhrenden Dis-
kussion, sozusagen bei dem BŸrger vor ;
der HaustŸr, in Betrieben und Stadt- 1
teilversammlungen beraten zu lassen.
Es ist durchaus denkbar, da§ bei einem
solchen Gang der Gesetzesmaschine
ein hohes Ma§ an †bereinstimmung
der Interessen von Volk und Gesetz-
geber zu erzielen ist.

Die Berufsausbildung ist ohne Zweifel
eine gesellschaftliche Aufgabe, die im
Buchstabensinne jeden Menschen an-
geht. Die schnelle Entwicklung von
Wissenschaft und Technik macht stŠn-
dig alte Berufe ŸberflŸssig oder gibt
ihnen e.nen neuen InhaJt und schafft
všllig neue Berufe. Das hat natŸrlich
in der Berufsausbildung Konsequenzen
zur Folge. WŠhrend bei uns unterneh-
merische Eigensucht und staatliche In-
teressenverbundenheit mit dem Kapital
dafŸr gesorgt haben, da§ dieses Pro-
blem aus dem Debaltierstadium noch
nicht herausgekommen ist, geht man
in der DDR nun offensichtlich daran,
NŠgel mit Kšpfen zu machen.

KernstŸck der GrundsŠtze fŸr die Wei-
terentwicklung der Berufsausbildung
ist der Vorschlag, sogenannte ãGrund- ,
lagenfŠcher" und ãGrundberufe" zu
schaffen; gleichzeitig sollen die soge-
nannten ãherkšmmlichen Berufe" zeit-
gemŠ§ verŠndert werden. Die Grund-
lagenfŠcher sollen bereits ab 1. Sep-
tember dieses Jahres schrittweise in
die Berufsausbildung eingefŸhrt wer-
den. Als Grundberufe sind z. B. vor-
gesehen: Facharbeiter fŸr automatische
Systeme, Facharbeiter fŸr Elektronik,
Facharbeiter fŸr Agrotechnik usw.
WŠhrend der Ausbildung soll dann
mindestens eine berufliche Spezialisie- i
rung erworben werden, die den kon-
kreten Produktionsbedingungen des
Betriebes bzw. Produktionszweiges ent-
spricht.

Die €hnlichkeit mit diesbezŸglichen
Forderungen des DGB in der Bundes-
republik ist unverkennbar. Wir wer-
den auf diesen Versuch der DDR, ein
den Erfordernissen des technischen
Zeitalters entsprechendes Berufsaus-
bildungssystem zu schaffen, noch de-
taillierter zurŸckkommen. Sb.

Als Referent der westdeutschen Teil-
nehmer sprach Horst Beil, FunktionŠr
der IG Bau-Steine-Erden aus Watten-
scheid. Er betonte: ãNiemand kann
uns daran hindern, mit unseren Klas-
sengenossen in der DDR Verbindung
aufzunehmen. Uns verbinden gemein-
same Interessen und der gemeinsame
Kampf fŸr Frieden, Demokratie und
sozialen Fortschritt." Bonns Politik er-
fordere, da§ sich die Gewerkschafter
aus beiden deutschen Staaten an einen
Tisch setzen, um zu beraten, welchen
Beitrag die Arbeiterklasse zur Ver-
besserung der Beziehungen zwischen
der Bundesrepublik und der DDR lei-
sten kšnne.

Die Politik der Regierung der Gro§en
Koalition, so fŸhrte Beil aus, sei ge-
kennzeichnet durch das Streben nach
Atomwaffen und Notstandsgesetzen,
durch Nichtanerkennung der DDR, so-
ziale Demontage und Wahlrechtsmani-
pulationen zur Verewigung der Herr-
schaft der Unionsparteien. Bei der
Beurteilung der gesellschaftlichen Ver-
hŠltnisse gelangte Horst Beil zu der
Schlu§folgerung: ãIn der Bundesrepu-
blik ist die gro§e Mehrheit der Bevšl-
kerung von der VerfŸgungsgewalt
Ÿber die Produktionsmittel ausge-
schlossen. Es herrscht einzig und allein
das Monopolkapital, das jedoch un-
fŠhig ist, die Probleme einer moder-
nen Industriegesellschaft zu meistern."
Elf Jahre Kohlenkrise hŠtten diese
UnfŠhigkeit unter Beweis gestellt. Zur
†berwindung der Krise gebe es nur
eine Alternative, entsprechend den
Forderungen der Bergarbeiter den
Bergbau in Gemeineigentum zu Ÿber-
fŸhren.

Die geplante Notstandsgesetzgebung
bezeichnete Horst Beil als einen ge-
meinsamen Angriff  von Regierung und
Unternehmern auf die demokratischen
Rechte und Freiheiten. Statt Notstands-
gesetzen mŸsse es zu einer echten
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in
Wirtschaft, Gesellschaft und Staat
kommen. Denn nur mit Hilfe der Mit -
bestimmung sei es mšglich, die unheil-
volle Macht der Monopole zurŸckzu-
drŠngen. In diesem Zusammenhang
verlangte Beil einen Volksentscheid
Ÿber die Notstandsgesetzgebung. Beil
sprach sich fŸr die Aufhebung des
KPD-Verbots aus und verlangte die
sofortige Beendigung der USA-Aggres-

I sion in Vietnam. Er schlo§ seine Aus-
| fŸhrungen mit den Worten: ãUnsere

StŠrke liegt im einheitlichen Handeln
von Arbeitern, Angestellten und In-
tellektuellen sowie in der Festigung
der Kampfkraft der Gewerkschaften."

Heinz Kopetz, stellvertretender Vor-
sitzender des FDGB-Bezirks Leipzig,
erklŠrte, die ZusammenkŸnfte von Ge-
werkschaftern aus der Bundesrepublik
und der DDR dienten der VerstŠndi-
gung der deutschen Arbeiterklasse.

ãNur die Arbeiter sind in der Lage,
die Beziehungen zwischen den beiden
deutschen Staaten zu normalisieren
und Mšglichkeiten fŸr die AnnŠherung
zwischen der Bundesrepublik und der
DDR zu schaffen. Wir deutschen Arbei-
ter haben gemeinsame Ziele. Wir tre-
ten fŸr Frieden, Entspannung und Ab-
rŸstung ein und kŠmpfen fŸr gesell-
schaftlichen Fortschritt und sozialisti-
sche VerhŠltnisse."

Zur neuen DDR-Verfassung erklŠrte
Kopetz, da§ dem Volksentscheid eine
Volksaussprache vorausgegangen sei,
an der 11 Millionen DDR-BŸrger teil-
nahmen. Dabei seien 1400 AntrŠge auf
eine AbŠnderung der Verfassung ge-
stellt und der Verfassungs-Entwurf in
54 Artikeln geŠndert worden. Unter
Flinweis auf die Artikel 44 und 45 der
DDR - Verfassung sagte der FDGB-
FunktionŠr: ãDie deutschen Gewerk-
schaften haben noch niemals so um-
fangreiche Mitbestimmungsrechte be-
sessen wie in der DDR."

Der stellvertretende FDGB - Bezirks-
vorsitzende sagte ferner ãDie volle
Anerkennung der DDR durch die Bun-
desregierung ist die Voraussetzung
fŸr den Frieden in Europa und fŸr die
Normalisierung und Verbesserung der
Beziehungen zwischen den beiden
deutschen Staaten." Weiter forderte
Kopetz ein Abkommen Ÿber einen Ge-
waltverzicht mit der DDR, die Auf-
nahme von Regierungsverhandlungen
zwischen der Bundesrepublik und der
Deutschen Demokratischen Republik,
die Anerkennung der bestehenden
Grenzen in Europa durch die Bundes-
regierung und die Zustimmung der
Bundesrepublik zum Atomsperrver-
trag.

Abschlie§end erklŠrte er: ãWenn uns
auch nichts mit der imperialistischen
Ordnung in der Bundesrepublik ver-
bindet, so verbindet uns alles mit den
westdeutschen Arbeitern, Angestell-
ten, Bauern und Geistesschaffenden.
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DGB-Vertreter  nach  Rostock?La§t uns gemeinsam den Kampf fŸr
ein neues, sozialistisches Deutschland
fŸhren."

Den beiden Referaten folgte eine sach-
liche Diskussion, an der sich 19 Ge-
werkschafter aus der Bundesrepublik
und der DDR beteiligten. Gro§es In-
teresse fand die Antwort der DDR-
Gewerkschafter auf die Frage eines
Sozialdemokraten, ob man nicht da-
durch eine AnnŠherung zwischen Bun-
desrepublik und DDR erreichen kšnne,
wenn beide deutsche Staaten an ihrer
Politik Abstriche vornehmen wŸrden.
Die DDR so erklŠrten die GŠste, habe
keine Veranlassung, ihre politische
Konzeption zu revidieren. Ihre Politik
stehe in voller †bereinstimmung mit
dem Potsdamer Abkommen und ent-
spreche den historischen und gesell-
schaftlichen Notwendigkeiten. Die DDR
fordere keine Grenzrevisionen, keine
Atomwaffen und keine Einverleibung
der Bundesrepublik. Wenn jemand
seine Politik Šndern mŸsse, dann sei
es die Bundesrepublik. Immer wieder
beschworen die DDR-Gewerkschafter,
darunter BGL-Vorsitzende, Bergarbei-
ter, Metallarbeiter und Wissenschaft-
ler, ihre westdeutschen Kollegen: ãDie
Arbeiter in der Bundesrepublik und
der DDR haben nur einen gemeinsa-
men Feind, den deutschen Imperia-
lismus."

Auch die GewerkschaftsfunktionŠre
aus dem Ruhrgebiet suchten nicht die
Konfrontation oder den ãSchlagab-
tausch" Š la Wehner, sondern stellten
in ihren DiskussionsbeitrŠgen das Ge-
meinsame und die gro§e Verantwor-
tung der Arbeiter in beiden deutschen
Staaten in den Vordergrund. Sie ver-
wiesen insbesondere auf die progres-
siven BeschlŸsse der Gewerkschaften
sowie auf das DGB - Grundsatzpro-
gramm, die es zu verwirklichen gelte.

An konkreten Ma§nahmen wurden
von ihnen vorgeschlagen: die Ein-
berufung weiterer gemeinsamer Ar-
beiterkonferenzen im Ruhrgebiet, die
Aufhebung des Antikontaktbeschlus-
ses zum FDGB sowie die Beteiligung
der Gewerkschafter an den OstermŠr-
schen und am Sternmarsch des ãKura-
toriums Notstand der Demokratie"
nach Bonn aus Anla§ der geplanten
Verabschiedung der Notstandsgesetze.

Zum Abschlu§ der Konferenz wurde
von den Teilnehmern einstimmig eine
SolidaritŠtsadresse an das vietname-
sische Volk angenommen.

Die Veranstaltung von Castrop-Rauxel
war der Beginn, gemeinsame Arbeiter-
konferenzen nun auch in der Bundes-
republik durchzufŸhren. Es bleibt zu
hoffen, da§ der DGB endlich den un-
sinnigen Antikontaktbeschlu§ aufhebt
und da§ an kŸnftigen Veranstaltungen
dieser Art Ñ  sei es, da§ sie in der
Bundesrepublik oder in der DDR statt-
finden Ñ  Vertreter der Hauptvor-
stŠnde und Bezirksleitungen der ein-
zelnen Industriegewerkschaften teil-
nehmen. Dadurch wŸrde es auch den
mittleren und hšheren FunktionŠren
leichter fallen, zu verstehen, da§ es

In der Zeit vom 7. bis 14. Juli 1968
findet in Rostock, wie alljŠhrlich, die
Arbeiterkonferenz der OstseelŠnder
statt. Die Themen, die in diesem Jahr
zur Diskussion gestellt werden, be-
handeln laut AnkŸndigung des ãStŠn-
digen Ausschusses", die Rolle der Ge-
werkschaften der OstseelŠnder, Nor-
wegens und Islands als bedeutsame
Kraft im Kampf um die europŠische
Sicherheit und den Frieden im Ostsee-
raum sowie den technischen Fort-
schritt und die Initiative der Gewerk-
schaften zur Sicherung des Rechts auf
Arbeit.

An der Tagung werden namhafte Ge-
werkschaftsvertreter aus Skandinavien
und den sozialistischen Ostseeanlie-
gerstaaten in Referaten ihre Auffas-
sungen zu den Themen zur Diskussion
stellen. FŸr die Gewerkschafter aus
der Bundesrepublik stehen 85 PlŠtze
auf der Konferenz zur VerfŸgung. Das
StŠndige Komitee der Arbeiterkonfe-
renzen hofft, da§ in diesem Jahr die
DGB-Gewerkschaften offiziell an die-
sem internationalen Meinungsaustausch
teilnehmen.

Diese schon seit 1958 alljŠhrlich statt-
findenden Konferenzen richten sich
nicht, wie in einem Rundfunkkommen-
tar behauptet wurde, gegen die Bun-
desrepublik. Vielmehr haben die Ver-
treter der Gewerkschaften aus den
Ostseeanliegerstaaten in einer ErklŠ-
rung ausdrŸcklich festgestellt, da§ ihre
Sympathien dem Kampf des DGB und
anderer demokratischer KrŠfte zur
Verteidigung demokratischer Rechte
und Freiheiten und zur Sicherung des
Friedens gilt. Es entspricht auch nicht
den Tatsachen, da§ es sich bei der
Arbeiterkonferenz in Rostock um eine
Veranstaltung des FDGB der DDR han-
delt. Diese Konferenzen wurden auf
Initiative skandinavischer Gewerk-
schaftsfunktionŠre ins Leben gerufen,
um zur Sicherung des Friedens' im
Ostseeraum beizutragen. Die Arbeiter-
konferenzen werden nicht vom FDGB,
sondern von dem StŠndigen Komitee
einberufen, das alljŠhrlich demokra-
tisch gewŠhlt wird.

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIN  

zwischen dem DGB und dem FDGB als
den berufenen Interessenvertretungen
der Arbeiterschaft in beiden deutschen
Staaten zahlreiche gemeinsame BerŸh-
rungspunkte gibt. Mehr denn je ist es
notwendig, sich Ÿber anstehende Pro-
bleme zu einigen und den Kampf gegen
den gemeinsamen Feind, den deut-
schen Imperialismus, zu koordinieren.
Dieser Weg bietet eine tatsŠchliche
GewŠhr dafŸr, da§ es schnell zu einer
allseitigen Verbesserung in den Be-
ziehungen zwischen der Bundesrepu-
blik und der DDR kommt. BŸ.

Bisher konnten die Gewerkschafter
aus der Bundesrepublik, die an der
Arbeiterkonferenz teilnahmen, sich
auf kein offizielles Mandat stŸtzen.
Sie waren nur im eigenen Namen ver-
treten. Das hei§t aber keineswegs, da§
die Bundesrepublik von ãAu§ensei-
tern der politischen Linken und heim-
lichen Mitgliedern der Kommunisti-
schen Partei reprŠsentiertÒ wurde, wie
es in dem oben angefŸhrten Rund-
funkkommentar hei§t. Es ist auch
jedem Gewerkschafter und auch Rund-
funkjournalisten freigestellt, sich in
Rostock auf der Konferenz selbst ein
objektives Bild zu verschaffen.

Die westdeutschen Mitglieder des StŠn-
digen Komitees sind jederzeit bereit,
den VorstŠnden und Organisationen
der Gewerkschaften und des DGB so-
wie BetriebsrŠten und Vertrauens-
leutekšrperschaften Auskunft und Hil -
fe zu leisten, wenn sie als Vertreter
oder Beobachter an der diesjŠhrigen
11. Arbeiterkonferenz teilnehmen
mšchten. Anfragen kšnnen gerichtet
werden an Heinz G e i n i t z , 2057
Geesthacht, Schlesigerweg 1. H. G.

Mehr Rechte

fŸr ungarische  Gewerkschaften

Das ungarische Parlament hat kŸrzlich
ein neues Arbeitsgesetzbuch verab-
schiedet und in Kraft gesetzt, das im
Rahmen eines neuen Leitungssystems
der Volkswirtschaft grš§ere Rechte fŸr
die Gewerkschaften Ñ  vor allem im
Betrieb Ñ  vorsieht. So ist die Gewerk-
schaftsorganisation des Betriebes jetzt
in der Lage, sich unmittelbar an der
Ausarbeitung der Detailvorschriften zu
beteiligen, die die Lebens- und Arbeits-
bedingungen regeln.

Zu allen Fragen, die mit den Arbeits-
verhŠltnissen im Zusammenhang ste-
hen, sind die betrieblichen Grund-
organisationen der Gewerkschaften be-
rechtigt, ihre Stellungnahme abzuge-
ben, ohne die eine endgŸltige Entschei-
dung nicht mehr getroffen werden kann.
Fragen der Sozialversicherung, der Er-
holung und des Arbeitsschutzes wer-
den von den Gewerkschaften jetzt in
eigener Verantwortung entschieden.

Bemerkenswert ist auch eine Art Veto-
Recht, das der Betriebsgewerkschafts-
organisation eingerŠumt wird. Danach
kann die Gewerkschaft Anordnungen
der Betriebsleiter blockieren, wenn sie
zum Beispiel den BeschlŸssen und
Vorschriften Ÿber die ArbeitsverhŠlt-
nisse widersprechen, offensichtlich nicht
im gesellschaftlichen oder Betriebs-
interesse liegen oder aber Normen der
sozialistischen Moral verletzen. Die
Anordnungen, gegen die die Gewerk-
schaft Widerspruch einlegt, dŸrfen bis
zur Entscheidung durch ein kompeten-
tes Ÿbergeordnetes Organ nicht aus-
gefŸhrt werden. CU
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Warum Krise  des Dollars?

HintergrŸnde  und  ZusammenhŠnge  der WŠhrungskrise

Die EWG-LŠnder verlangen  stŠrkeren  Einflu§

Die Krise des WŠhrungssystems der kapitalistischen Welt, die mit der Abwer-
tung des Pfund Sterling im November 1967 offen ausbrach, ist mit der Entschei-
dung der amerikanischen Regierung, die Golddeckung des Dollars aufzuheben,
in ein neues akutes Stadium getreten. Wie ist es eigentlich zu dieser Entwick-
lung, die das kapitalistische System bis in seine Grundpfeiler erschŸttert,
gekommen?

Das kapitalistische WŠhrungssystem
Ñ  dessen KernstŸck, der Internatio-
nale WŠhrungsfonds (IWF), 1944 ge-
grŸndet wurde und 1947 seine TŠtig-
keit aufnahm Ñ  entsprach dem dama-
ligen KrŠfteverhŠltnis. Die USA Ÿbten
praktisch die Hegemonie aus. Gro§-
britannien war die zweitstŠrkste
Macht. Die anderen LŠnder waren
durch den Krieg škonomisch ge-
schwŠcht. Um den internationalen Zah-
lungsausgleich innerhalb der kapita-
listischen Weltwirtschaft zu sichern
und dabei die fŸhrende Stellung der
USA und Gro§britanniens zu erhal-
ten, baute das WŠhrungssystem auf
dem Gold-Devisen-Standard auf, d. h.,
neben dem Gold gab es zwei soge-
nannte ãReservewŠhrungen", den Dol-
lar und das britische Pfund Sterling.
Guthaben in diesen beiden WŠhrun-
gen kšnnen von den Notenbanken der
anderen IWF-LŠnder jederzeit in Gold
umgetauscht werden. Der Dollar war
dabei die LeitwŠhrung des kapitalisti-
schen Systems; in den USA befanden
sich Ende 1950 nicht weniger als 65 Pro-
zent der GoldbestŠnde aller kapita-
listischen LŠnder.

Dieser Mechanismus mu§te zwangs-
lŠufig in dem Ma§e immer krisen-
anfŠlliger werden, wie sich die KrŠfte-
verhŠltnisse zwischen den kapitalisti-
schen LŠndern verŠnderten: West-
europa und Japan konnten ihr ško-
nomisches Gewicht erhšhen und ihren
internationalen politischen Einflu§ ver-
grš§ern. Die USA geben fŸr die mili -
tŠrische und sonstige UnterstŸtzung
von Staaten, die sie an sich ketten
wollen, fŸr ihre bewaffneten Inter-
ventionen, fŸr die Finanzierung ihres
weltweiten Netzes von StŸtzpunkten
und fŸr die Kapitalexportoffensive des
amerikanischen Gro§kapitals Jahr fŸr
Jahr mehr Dollars aus, als sie durch
den Export von Waren und Dienst-
leistungen sowie in Form von Pro-
fiten der auslŠndischen Filialen von
USA-Konzernen einnehmen.

Diese Politik hat zu einem chronischen
Defizit der amerikanischen Zahlungs-
bilanz gefŸhrt. Die amerikanischen
GoldbestŠnde sanken von noch 22,9
Milliarden Dollar Ende 1957 auf 12,1
Milliarden Dollar Ende 1967, und an-
dererseits stiegen die kurzfristigen
Schulden der USA gegenŸber anderen
kapitalistischen LŠndern auf ungefŠhr
30 Milliarden Dollar. Solange die USA
Ÿber genŸgend Gold verfŸgten, um
ihre Schulden abdecken zu kšnnen, 

war die Lage fŸr sie noch nicht so
bedrohlich. Jetzt aber hat die Entwick-
lung ein Stadium erreicht, in dem das
Land, das Ÿber die bedeutendsten
wirtschaftlichen KrŠfte verfŸgt, prak-
tisch seine ZahlungsunfŠhigkeit er-
klŠren mŸ§te, falls alle GlŠubiger
gleichzeitig ihre Forderungen prŠsen-
tieren wŸrden.

Doch die Krise brach nicht zuerst in
den USA aus, sondern in Gro§britan-
nien. Der Versuch der herrschenden
Kreise Gro§britanniens, weiterhin eine
Weltmachtpolitik zu betreiben, obwohl
das Land den Rang einer Weltmacht
inzwischen eingebŸ§t hat, hšhlte die
zweite kapitalistische ãReservewŠh-
rung" so weit aus, da§ sie in den letz-
ten Jahren nur noch mit wiederholten
StŸtzungskrediten anderer LŠnder le-
bensfŠhig gehalten werden konnte.
Die britische Regierung sah sich schlie§-
lich im November 1967 gezwungen,
das Pfund Sterling abzuwerten in der
Hoffnung, dadurch ihre Zahlungs-
bilanz zu sanieren, die ebenfalls seit
langem ein Defizit aufweist.

Die sich daraufhin verstŠrkende Flucht
aus dem Pfund wurde auch zu einer
Flucht aus dem Dollar, nachdem John-
son am Neujahrstage dieses Jahres
ein umfangreiches ãSparprogramm"
verkŸndete, mit dem fŸr 1968 ein Aus-
gleich der Zahlungsbilanz erreicht wer-
den soll. Das internationale Vertrauen
in beide ãReservewŠhrungen" war
schwer erschŸttert. Die Nachfrage nach
Gold stieg sprunghaft. Da die Gold-
bestŠnde der USA in den ersten bei-
den Monaten dieses Jahres weiter
sanken, mu§te die USA-Regierung, um
zahlungsfŠhig zu bleiben, schlie§lich
Mitte MŠrz die bisherige 25prozentige
Golddeckung des Dollars aufheben, die
fŸr etwa 10,7 Milliarden Dollar Gold
blockiert hatte. Der wenige Tage da-
nach von den PrŠsidenten der Zentral-
banken einiger bedeutender kapitali-
stischer LŠnder gefa§te Beschlu§, den
Goldmarkt zu ãspalten", soll der Gold-
spekulation entgegenwirken und dem
internationalen Finanzkapital eine
Atempause verschaffen.

Obwohl die gemeinsamen Interessen
der kapitalistischen LŠnder auch zu
gemeinsamen Anstrengungen bei der
ãEntschŠrfung" der gegenwŠrtigen
Krise des kapitalistischen WŠhrungs-
systems fŸhren, verfolgen die einzel-
nen LŠnder in dieser Situation auch
ihre spezifischen Interessen. Es geht 

den Mitgliedern des ãKlubs der Zehn"
(der zehn bedeutendsten IWF-LŠnder)
nicht nur um die Erhaltung eines funk-
tionsfŠhigen Mechanismus fŸr den in-
ternationalen Zahlungsausgleich. Sie
kŠmpfen zugleich erbittert um grš§e-
ren Einflu§ im kapitalistischen WŠh-
rungsystem. Die USA wehren sich da-
gegen, die Stellung des Dollars als
LeitwŠhrung aufzugeben. Die EWG-
LŠnder konnten auf der Herbsttagung
1967 des IWF in Rio de Janeiro Ñ  als
es um die sogenannten ãSonderzie-
hungsrechte" ging (siehe Nachrichten
Nr. 12/1967),mit denen zusŠtzliche Mit -
tel fŸr den internationalen Zahlungs-
ausgleich geschaffen werden sollen Ñ
auch bereits einige ihrer Forderungen
nach grš§erem Einflu§ im IWF durch-
setzen. Ein Vergleich der jeweiligen
Anteile an den gesamten Goldreser-
ven aller kapitalistischen LŠnder zeigt
dies deutlich (Anteile in Prozent):

USA EWG- EWG-LŠnder
LŠnder (USA = 100)

1950 64,6 5,1 8
1957 59,0 13,5 23
1967 (IX.) 32,2 37,3 116

Die EWG-LŠnder wŠren also durchaus
in der Lage, den USA ihre immer
noch fŸhrende Position im kapitalisti-
schen WŠhrungssystem streitig zu
machen. Die Haltung des westdeut-
schen und des franzšsischen Gro§kapi-
tals, die seit Jahren um die politische
FŸhrung in der EWG ringen, ist ge-
genŸber den USA jedoch grundver-
schieden. Die ma§geblichen KrŠfte des
franzšsischen Gro§kapitals, auf die
sich de Gaulle stŸtzen kann, treten fŸr
eine ZurŸckdrŠngung des Einflusses
der USA in der EWG ein und nutzen
auch die Krise des Dollars, um dieses
Ziel zu erreichen. Frankreich hat mehr-
fach von dem in den IWF-Statuten
festgelegten Recht Gebrauch gemacht
und Dollarguthaben in erheblichem
Umfang in Gold umgetauscht. Die
herrschenden Kreise Frankreichs sind
aber zugleich daran interessiert, da§
ein funktionsfŠhiges System des in-
ternationalen Zahlungsausgleichs exi-
stiert, von dessen kŸnftigem Mecha-
nismus sie allerdings bestimmte von
den Konzeptionen der USA und der
anderen LŠnder abweichende Vorstel-
lungen haben.

Die Haltung der westdeutschen Regie-
rung gegenŸber den USA wird von
dem engen politisch - militŠrischen
BŸndnis mit Washington bestimmt.
Die Bundesregierung ist bereit, den
Dollar als LeitwŠhrung auch weiterhin
zu stŸtzen, nachdem sie schon in den
zurŸckliegenden Jahren der amerika-
nischen WŠhrung half, unter anderem

!  durch Devisenausgleichszahlungen
und die damit verbundenen RŸ-
stungskŠufe in den USA fŸr bisher
insgesamt 24 Milliarden DM;

!  durch den Erwerb von amerikani-
schen Staatsanleihen (Schuldver-
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Aufschwung  durch  Inflation?

Oder:  Von Lord  Keynes  bis  Professor  Schiller

Praktiken  aus der Mottenkiste  bŸrgerlicher  …konomie

So alt wie der Kapitalismus sind auch die zyklischen †berproduktionskrisen. Sie
wurden frŸher von der bŸrgerlichen …konomie als ãnatŸrliche Selbstheilung"
des immer wieder an Disproportionen erkrankenden kapitalistischen Wirtschafts-
kšrpers bezeichnet. Die verheerende Wucht der gro§en Weltwirtschaftskrise von
1929Ñ  1932 wandelte diese Auffassung grundlegend. Millionen von Arbeitslosen
wurden zu einer akuten Gefahr fŸr die Existenz der kapitalistischen Gesell-
schaftsordnung und lšsten so bei der Wirtschaft, d. h. bei den Gro§aktionŠren
und den UnlernehmerverbŠnden und beim Staat eine bewu§te wirtschaftspoli-
tische Reaktion aus: Die staatliche Konjunkturpolitik wurde geboren.

Seither stetig vervollkommnet, wird
sie auch von der Bundesregierung
praktiziert. In der Restaurationsphase
der kapitalistischen Gesellschaft, bis in
die ersten sechziger Jahre, dominier-
ten dabei ãDŠmpfungsma§nahmen ge-
gen Ÿberhitzten Konjunkturverlauf".
Die erste zyklische Nachkriegskrise
Ñ  heute mit ãRezession" umschrie-
ben Ñ  hat nun auch die Diskussion
Ÿber Krisentherapie wieder belebt und
damit den Schšpfer der klassischen

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllin^

Schreibungen des US-Schatzamtes)
fŸr 1,5 Milliarden DM;

!  durch die vorfristige RŸckzahlung
von Schulden an die USA (3,1 Mil -
liarden DM) und

!  durch die Verpflichtung, die west-
deutschen Dollarguthaben (Ende
1967 Ÿber 8 Milliarden DM) den
USA nicht zum Umtausch in Gold
zu prŠsentieren.

Auf der Stockholmer WŠhrungskonfe-
renz, die Anfang April zu Ende ging,
hat sich Frankreich als einziges Land
von den MehrheitsbeschlŸssen distan-
ziert. Es will  sich lediglich in einer Art
WŠhrungs-ãFeuerwehr" fŸr neue Be-
dingungen des kapitalistischen Welt-
wŠhrungssystems einsetzen. Um ein
solches System zu schaffen, sollen die
Zentralbanken und auch die Regie-
rungen Zusammenarbeiten. Den EWG-
LŠndern ist auf der Stockholmer Kon-
ferenz durch die Erhšhung der quali-
fizierten Mehrheit auf 85 Prozent aller
Stimmen im WŠhrungsfonds faktisch
ein Veto-Recht eingerŠumt worden; je-
doch mŸ§ten die EWG-LŠnder gemein-
sam stimmen.

Durch ein WŠhrungsanpassungssystem
(Sonderziehungsrechte) soll ein neues
Reserveinstrument neben Gold und
Dollar treten kšnnen. Die Beschlu§-
fassung darŸber wird aber vor 1969
keinesfalls mšglich sein. Eines ist
sicher: Alle Rettungsversuche kšnnen
nicht darŸber hinwegtŠuschen, da§
der Dollar als LeitwŠhrung mehr als
Prestige verloren hat. Es ist hohe Zeit,
unsere WŠhrung vom Dollar zu lšsen,
d. h. sich von der gefŠhrlichen poli-
tischen Strategie der USA zu distan-
zieren. E. L. 

kapitalistischen Konjunkturpolitik,
Lord John Maynard Keynes, ins šf-
fentliche Bewu§tsein zurŸckgerufen.

J. M. Keynes empfahl die Inflation als
das am besten geeignete Mittel, um
die Krise und damit die gefŠhrliche
Arbeitslosigkeit zu Ÿberwinden. Die-
ser Umstand wird nun heute benutzt,
um der Inflationspolitik zur Krisen-
bekŠmpfung einen sozialen Charakter
zu verleihen, sie als ãlinken Keyne-
sianismus" zu bezeichnen. So haben
z. B. auch GewerkschaftsfunktionŠre
Anfang 1967 dafŸr plŠdiert, da§ die
Bundesbank in weitaus stŠrkerem
Ma§, als sie es ohnehin vorhatte, ãbil-
liges Geld" schšpfe und in die Wirt-
schaft pumpe. Diese Methode, Krisen
zu Ÿberwinden, ist jedoch durch und
durch unsozial; das ist bereits bei
Keynes eindeutig nachzulesen.

In seinem Hauptwerk ãAllgemeine
Theorie der BeschŠftigung, des Zinses
und des Geldes" (Berlin 1952, S. 12 f.)
geht er davon aus, da§ Produktions-
menge und BeschŠftigung stets in ei-
ner ãeinzigartigen Wechselbeziehung"
stŸnden, ãso da§ im allgemeinen die
BeschŠftigung nur zunehmen kann,
wenn die Rate der Reallšhne gleich-
zeitig fŠllt.Ò Jedes Kapital fungiert nur
bei einem bestimmten Profit, sinkt die
Profiterwartung des Kapitalisten un-
ter diese Ñ  wie er es nenntÑ ãGrenz-
leistungsfŠhigkeit des Kapitals",
kommt es zur Stagnation und zur
Krise. Sollen wieder gŸnstige Pro-
duktions- und Wirtschaftsbedingungen
und somit ArbeitsplŠtze geschaffen
werden, mu§ folglich Ñ  so Keynes Ñ
ãdie EntschŠdigung je Arbeitseinheit,
in LohngŸtern ausgedrŸckt, im allge-
meinen fallen, und die Gewinne mŸs-
sen zunehmen". Keynes hat damit
keine neue Entdeckung gemacht, es
handelt sich hier vielmehr um ein ur-
altes Rezept des Kapitalismus: mšg-
lichst hohe Profite und mšglichst nied-
rige Lšhne; und dies ganz besonders
in der Krise.

Neu war allerdings die Methode, die
er vorschlug, um dieses Ziel zu errei-
chen. Der direkte Lohnabbau lŠ§t sich
nur in sehr beschrŠnktem Ma§e durch-
setzen; denn ãdie Vereinigung einer
Gruppe von Arbeitern (d. h. die Ge-
werkschaft) bewirkt den Schutz des
verhŠltnismŠ§igen Reallohnes". Hier
aber hilft die Inflation: ãDa es keiner 

Gewerkschaft auch nur im Traum ein-
fallen wŸrde, jedesmal, wenn die Le-
benskosten steigen, zu streiken ..

In dieser Hinsicht ist Keynes heute
wieder hochaktuell. Wirtschaftsmini-
ster Schiller praktiziert nun seine Kri -
sentherapie. Im Bundestag erklŠrte er
am 14. 2. 1968: ãDie Unternehmerein-
kommen mŸssen jetzt zunŠchst wieder
ansteigen, um die Investitionsneigung
zu stŠrken, damit die VollbeschŠfti-
gung bald wieder gewonnen werden
kann."

Die offiziellen Orientierungsdaten der
Bundesregierung fŸr 1968 sehen des-
halb vor, die Profite um mehr als
10 v. H. zu erhšhen, die Reallšhne da-
gegen aber stagnieren zu lassen. Schil-
ler selbst kam nicht umhin, dies eine
ãasymmetrische Optik" zu nennen. Da-
mit sich die Orientierungsdaten ver-
wirklichen, hat allein der Staatshaus-
halt Ñ  Bund und LŠnder Ñ  rund
11 Mrd. DM an inflationŠr geschšpf-
ten Krediten in Umlauf gebracht. Sie
werden das gesamte Preisniveau in
diesem Jahr mindestens Ñ  so ist es
offiziell geplant Ñ  um 2 v. H. anstei-
gen lassen. Die Lasten der Krise sol-
len folglich nicht die Konzerne tragen,
die sie schlie§lich auch verursachten,
sie werden vielmehr vor allem den
Arbeitern, Angestellten und Beamten
aufgebŸrdet.

Der Einkommensexperte beim Bundes-
vorstand des DGB, R. Henschel, konnte
deshalb vom gewerkschaftlichen
Standpunkt nur feststellen: ãDie Orien-
tierungsdaten besagen . . ., da§ die
voraussichtliche Verteilung der Zu-
wŠchse (des Volkseinkommens) in die-
ser Situation (1968) nicht dem ent-
spricht, was wir unter sozialer Ge-
rechtigkeit verstehen" (Die Quelle,
Nr. 1/1968, S. 11).

Die Inflation ist ihrem ganzen Wesen
nach ungeeignet, den Interessen der
Arbeiter und Angestellten zu dienen,
die Gewerkschaften mŸssen deshalb
fŸr ihre vollstŠndige Beseitigung in
jeder Phase der Konjunktur kŠmpfen.
Es gibt schlie§lich auch einen anderen
Weg, um ArbeitsplŠtze zu schaffen
und die Wirtschaft anzukurbeln. Den
11 Milliarden DM an inflationistisch
wirkenden Krediten stehen im Bun-
deshaushalt mehr als 19 Milliarden
Deutsche Mark an RŸstungsausgaben
gegenŸber. WŸrde diese Summe, we-
nistens zur HŠlfte, wie das auch die
IG Metall forderte, genutzt, um An-
lagen und Einrichtungen der Infra-
struktur auszubauen, also Verkehrs-
anlagen Ñ  Stra§en, BrŸcken, KanŠle,
HŠfen etc. Ñ , Schulen, KrankenhŠu-
ser, SportstŠtten u. a. m. zu schaffen,
und wŸrde die Wirtschaft bei voller
Mitbestimmung der Gewerkschaften
demokratisch geplant, entstŸnden nicht
nur neue ArbeitsplŠtze, dies lšste
auch einen beachtlichen Impuls auf die
gesamte weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung aus.

Keynes aber vertrat weder soziale
noch linksgerichtete Ideen, er lie§ sich
von Profitinteressen leiten. Dr. Tu.
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Das kapitalistische  Lohngesetz

Der Arbeitslohn  als Werf der Ware Arbeitskraft

Nicht  Lohn-Preis-,  sondern  Profif-Preis-Spirale

Die an dieser Stelle bereits frŸher behandelte Marxsche Analyse des Kapital-
begriffs als bestimmtes gesellschaftliches ProduktionsverhŠltnis und des Mehr-
wertgesetzes als škonomisdies Grundgesetz des Kapitalismus bildet die Vor-
aussetzung fŸr das VerstŠndnis der marxistischen Lohntheorie. Schon dort wurde
begrŸndet, da§ die Arbeiter als Nichtbesitzer von Produktionsmitteln ãško-
nomisch gezwungen (sind), ihre Arbeitskraft als Ware an die Kapitalisten zu
verkaufen", und ãdie Ausbeutung der Lohnarbeit den Arbeiter selbst zum blo-
§en Instrument der Verwertung des Kapitals ... degradiert."

Dieses innere, wesentliche VerhŠltnis
von Kapital und Lohnarbeit wird je-
doch durch den Arbeitslohn selbst ver-
schleiert und sein VerstŠndnis durch
die mannigfachen Formen (Zeitlohn,
StŸcklohn, LohnzuschlŠge) und prak-
tischen BezŸge (Brutto- und Netto-
lohn, Nominal- und Reallohn, Tarif-
und Effektivlohn) au§erordentlich er-
schwert. Hinzu kommt die Wirkung
der verschiedenen bŸrgerlichen Lohn-
fondstheorien, die die bestehenden
AusbeutungsverhŠltnisse verklŠren
und entstellen, sowie eine Monopol-
propaganda, die die Arbeiterklasse
durch Orientierung auf gesellschaft-
liche OberflŠchenerscheinungen zielge-
richtet zum Sozialpartnerschaftsden-
ken und systemkonformen Verhalten
bringen mšchte.

Um so dringlicher erscheint es, sich
auf die wissenschaftlich begrŸndete
marxistische Theorie vom Wesen des
Arbeitslohns im Kapitalismus zu be-
sinnen; sie entwickelt unbefangen,
ohne RŸcksicht auf politische Tabus
der bŸrgerlichen Gesellschaft, welche
Bedeutung der Arbeitslohn fŸr das
Leben und die gesellschaftliche Stel-
lung des Lohnarbeiters hat und wel-
che Rolle der škonomische Kampf der
Arbeiterklasse spielt.

Im Kapitalismus erscheint der Lohn
des Arbeiters als Preis der Arbeit,
eine bestimmte Geldsumme, die fŸr
eine bestimmte Arbeitsmenge gezahlt
wird. Der Arbeitslohn erscheint so als
Geldausdruck des Wertes der Arbeit.
Da der Wert der Waren jedoch durch
die bei ihrer Herstellung verausgabte
gesellschaftlich notwendige Arbeit ge-
bildet wird, wŠre der Wert eines acht-
stŸndigen Arbeitstages durch acht
Stunden Arbeit bestimmt Ñ  ein sinn-
loser Ausdruck, der nichts erklŠrt.

Karl Marx schreibt hierzu im ãKapi-
tal": ãUm als Ware auf dem Markt
verkauft zu werden, mŸ§te die Arbeit
jedenfalls existieren, bevor sie ver-
kauft wird. Kšnnte der Arbeiter ihr
aber eine selbstŠndige Existenz geben,
so wŸrde er Ware verkaufen und nicht
Arbeit" (K. Marx, Das Kapital, Bd. I,
Berlin 1957, S. 561).

Schlie§lich wŸrde bei voller Bezahlung
der vom Arbeiter geleisteten leben-
digen Arbeit dies die kapitalistische
Produktion selbst aufheben, da der

Arbeiter keinen Mehrwert fŸr den
KŠufer seiner Arbeit produziert hŠtte.
Die Produktion von Mehrwert fŸr den
Kapitalisten ist aber gerade die Be-
dingung, unter der der Austausch von
Kapital und Lohnarbeit erfolgt, sie ist
die unerlŠ§liche Vorbedingung dieser
Produktionsweise.

Was uns im Arbeitslohn als ãPreis der
ArbeitÒ entgegentritt, ist eine všllige
Verkehrung des Wertbegriffs, eine
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FŸnfte Folge:

Marxismus
leicht  gemacht
Von Dr. Heiner  Wilms

(Siehe auch NACHRICHTEN Nr. 1
bis 4/1968)
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blo§e Erscheinungsform, in der das
Wesen der Lohnarbeit verborgen
bleibt. Mit dem Arbeitslohn wird also
nicht die tatsŠchlich geleistete Arbeit
bezahlt. ãWas dem Geldbesitzer auf
dem Warenmarkt direkt gegenŸber-
tritt, ist in der Tat nicht die Arbeit,
sondern der Arbeiter. Was letzterer
verkauft, ist seine Arbeitskraft. So-
bald seine Arbeit wirklich beginnt, hat
sie bereits aufgehšrt, ihm zu gehšren,
kann also nicht mehr von ihm verkauft
werden" (K. Marx, Das Kapital, a. a. O.,
S. 562).

Somit ist der Arbeitslohn in der Tat
nichts anderes als die verwandelte
Form des Wertes der Ware Arbeits-
kraft.

Wie wird nun der Wert der Ware
Arbeitskraft bestimmt? Der Wert der
Arbeitskraft ist wie der jeder ande-
ren Ware durch die zu ihrer Produk-
tion, also auch Reproduktion, notwen-
digen Arbeitszeit bestimmt. Da die
Arbeitskraft nur als Eigenschaft, als
FŠhigkeit des lebendigen Individuums
existiert, hŠngt ihre Reproduktion von
der Reproduktion oder Erhaltung des

Individuums ab oder anders ausge-
drŸckt, ãder Wert der Arbeitskraft ist
der Wert der zur Erhaltung ihres Be-
sitzers notwendigen Lebensmittel". Zu
diesen Lebensmitteln in weiterem Sinne
gehšren Nahrung, Kleidung, Heizung,
Wohnung usw. In den Wert der Ar-
beitskraft gehen noch gewisse Ausbil-
dungskosten des Arbeiters ein und
schlie§lich seine Fortpflanzungskosten,
d. h. die Lebensmittel fŸr die Ersatz-
mŠnner der Arbeiterklasse, fŸr ihre
Kinder (K. Marx, Das Kapital, a. a. O.,
S. 178).

Im Unterschied zu allen anderen Wa-
ren enthŠlt die Wertbestimmung der
Arbeitskraft ein bestimmtes histori-
sches und moralisches Element, d. h.,
der Umfang der notwendigen BedŸrf-
nisse hŠngt wesentlich davon ab, unter
welchen historischen Bedingungen die
Klasse der Lohnarbeiter entstanden
ist und welche AnsprŸche und Forde-
rungen sie im Verlaufe der geschicht-
lichen Auseinandersetzung mit dem
Kapital durchsetzen konnte. Organi-
siertheit und Kampfkraft der Lohn-
arbeiter gegenŸber dem Kapital wir-
ken daher auf den Wert der Ware
Arbeitskraft ein.

Das kapitalistische Lohngesetz besagt
nun, da§ der Arbeiter im Kapitalismus
im Durchschnitt nur den Wert der Ar-
beitskraft bezahlt erhŠlt, oder wie
Friedrich Engels schrieb: ãDie durch-
schnittliche Lohnhšhe entspricht der
Summe der notwendigen Bedarfsge-
genstŠnde, die zur Erhaltung und
Fortpflanzung der arbeitenden Bevšl-
kerung eines Landes entsprechend dem
in diesem Lande Ÿblichen Lebensstan-
dard ausreichen" (F. Engels, Das Lohn-
system, in: Marx/Engels, Werke, Band
19, Berlin 1962, S. 252).

Der Mechanismus der kapitalistischen
Produktion garantiert, da§ sich das
VerhŠltnis von Lohnarbeit und Kapital
immer in den Grenzen der Verwer-
tung des Kapitals bewegt.

Bedeutet das, da§ der škonomische
Kampf der Arbeiter um hšheren Lohn
und bessere Lebensbedingungen nutz-
los ist? Im Gegenteil. Ohne diesen
Kampf in organisierter Form erhŠlt
der Arbeiter nicht einmal das, was
ihm nach den Regeln des kapitalisti-
schen Lohnsystems zusteht. WŠhrend
die Arbeiterklasse daran interessiert
ist, ihre Arbeitskraft so teuer wie
mšglich zu verkaufen, hat die Bour-
geoisie das Bestreben, den Arbeits-
lohn auf das Minimum der physisdi
notwendigen Existenzmittel zu drŸk-
ken. ãDie Frage lšst sich auf in der
Frage nach dem KrŠfteverhŠltnis der
KŠmpfenden" (Marx/Engels, Werke,
Bd. 16, Berlin 1962, S. 149).

Das kapitalistische Lohngesetz setzt
sich also wie alle škonomischen Ge-
setze des Kapitalismus nur im Kampf
der Klassen durch. Hierbei spielen die
Gewerkschaften als Organisation der
Arbeiter gegen das Kapital eine ent-
scheidende Rolle. Eine hochorganisier-
te Arbeiterklasse und starke einheit-
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Arbeitgeberanfeil  und  Selbstverwaltung EtatlŸcken

Sozialversicherung  nicht  Angelegenheit  der Unternehmer

Volle Selbstverwaltung der Sozialver-
sicherung Ñ  diese alte gewerkschaft-
liche Forderung steht auch im DGB-
Grundsatzprogramm. Aus Anla§ der
Sozialwahlen sollte diese Forderung
aktualisiert und mit Nachdruck vertre-
ten werden. Denn was haben Unter-
nehmer in den Selbstverwaltungsorga-
nen der Arbeitnehmer, die ausschlie§-
lich Angelegenheit der Arbeiter und
Angestellten sind, mitzubestimmen?
Die gleichen Unternehmer, die den Ar-
beitnehmern das volle Mitbestim-
mungsrecht in der Wirtschaft und den
Betrieben in Fragen vorenthalten, in
denen es um das Schicksal der Arbei-
ter und Angestellten geht, denken je-
doch nicht daran, aus den Selbstver-
waltungsorganen der Sozialversiche-
rung auszuscheiden.

Ihr Recht auf Sitz und Stimme in den
Organen der Sozialversicherung be-
grŸnden sie mit dem Hinweis auf den
Arbeitgeberanteil zu den Sozialver-
sicherungsbeitrŠgen. Dieser Arbeit-
geberanteil aber ist in Wahrheit eine
Fiktion. Er ist arbeitsrechtlich Bestand-
teil des Lohnes oder Gehaltes und
wird vom Unternehmer als Lohnkosten
in die Kalkulation einbezogen.

liehe Gewerkschaften sind notwendig,
um Lšhne und GehŠlter entsprechend
dem Wert der Ware Arbeitskraft
durchzusetzen. Das verŠnderte KrŠfte-
verhŠltnis in der Welt, die Existenz
des sozialistischen Weltsystems und
der damit verbundene politische
Zwang des Kapitals zum škonomischen
Wettbewerb, verbessern objektiv die
Kampfbedingungen der Arbeiterklasse.
Mit ãkonzertierter Aktion" und Not-
standsgesetzen soll die Kampfkraft der
Arbeiterklasse und der Gewerkschaf-
ten paralysiert werden.

In diesem Zusammenhang eine not-
wendige Bemerkung zum MŠrchen von
der Lohn-Preis-Spirale, das besonders
stark in Zeiten gewerkschaftlicher
Lohnbewegungen strapaziert wird.
Nach dieser Auffassung bŸrgerlicher
…konomen fŸhren Lohnerhšhungen in-
folge steigender Kosten zu Preisstei-
gerungen und verursachen damit eine
inflationŠre Entwicklung. Theoretisch
ist das falsch, weil eine Lohnsteige-
rung zunŠchst nur den vom Kapita-
listen angeeigneten Mehrwert verrin-
gert, ohne da§ der Wert der produ-
zierten Waren dadurch verŠndert wird.
Bei gleichbleibender Arbeitsprodukti-
vitŠt und -IntensitŠt in der Herstel-
lung der Waren Šndert sich deren
Wert nicht. Was sich durch Lohnerhš-

Diese Tatsache wurde sowohl von dem
frŸheren StaatssekretŠr im Bundes-
arbeitsministerium, Wilhelm Clausen,
dem Deutschen Industrie - Institut in
Kšln als auch dem sozialwissenschaft-
lichen Berater des Bundes katholischer
Unternehmer, dem Mitglied der So-
zialenquete - Kommission, Prof. Wil -
fried Schreiber, zugegeben. Das Deut-
sche Industrie-Institut erklŠrte, ãda§
der Lohncharakter der Sozialversiche-
rungsbeitrŠge sowohl aus betriebs-
wirtschaftlicher als auch aus volks-
wirtschaftlicher Betrachtungsweise
nicht bestritten werden kann". Und
Prof. Schreiber stellte fest: ãDa§ die
Fiktion einer zusŠtzlichen Leistung
seitens des Arbeitgebers aufrechter-
halten wird, ist hauptsŠchlich darin
begrŸndet, da§ diese Fiktion dem Ar-
beitgeber das Recht zu paritŠtischer !
Teilnahme an der Verwaltung der So-
zialversicherungseinrichtungen ein- i
rŠumt."

Die Gewerkschaften kšnnen also
selbst mit Argumenten aus dem Un-
ternehmerlager ihre Forderung nach
voller Selbstverwaltung der Sozial-
versicherung durch die Arbeitnehmer
begrŸnden. A. B.

hungen Šndert, ist der Anteil des
Lohnarbeiters an dem von ihm ge-
schaffenen Neuwert; dieser Anteil
steigt auf Kosten des Profitanteils des
Kapitals. In der Praxis ist es die auf
Profitsteigerung gerichtete Preispolitik
des Gro§kapitals und des Staates, die
die entscheidende Ursache fŸr Preis-
erhšhungen bildet und damit auch fŸr
inflationistische Tendenzen. Diese
staatsmonopolistische Preispolitik ist
umgekehrt treffend als Wirkung einer
Profit-Preis-Spirale zu bezeichnen.
Die im kapitalistischen Lohngesetz
liegenden Mšglichkeiten des škono-
mischen Kampfes machen zugleich sei-
ne Grenzen sichtbar. Durch ihn kann
die Arbeiterklasse bestenfalls die Re-
produktionsbedingungen der' Arbeits-
kraft verbessern, kann dem Kapital
einen Teil des von ihr selbst geschaf-
fenen Wertes abtrotzen, ohne damit
ihre eigene Lage als Klasse grund-
sŠtzlich zu verŠndern. Nur wenn die
Arbeiterklasse den škonomischen
Kampf nicht als Selbstzweck, sondern
als notwendigen Teil des Kampfes zur
grundsŠtzlichen VerŠnderung ihrer
škonomischen Position, um politischen
Einflu§ in Wirtschaft und Gesellschaft,
um Mitbestimmung und VerfŸgungs-
gewalt Ÿber die entscheidenden Pro-
duktionsmittel fŸhrt, kann sie das ka-
pitalistische Lohnsystem Ÿberwinden.

Mit einem Volumen von zusammen
rund 80,5 Milliarden DM im ordent-
lichen und au§erordentlichen Haushalt
konnte der Etat 1968 Ñ  allerdings mit
gro§er VerspŠtung Ñ  zwar auf dem
Papier, aber nicht in der Finanzwirk-
lichkeit in Ordnung gebracht werden.
Eine Differenz von fast 1 Milliarde DM
Mindereinnahmen und 800 Millionen
DM Mehrausgaben im Vergleich zum
Voranschlag hat wieder ein Loch von
1,8 Milliarden DM aufgerissen, die zur
Hauptsache durch Ausweitung des
au§erordentlichen Etats abgedeckt
werden sollen. WŠhrend der ordent-
liche Haushalt 1968 fast 72,5 Milliar -
den DM betrŠgt, hat der au§erordent-
liche Haushalt, dessen Mittel Ÿber
Kredite und Anleihen aufgebracht
werden mŸssen, das bisher grš§te Vo-
lumen, nŠmlich 8,2 Milliarden DM er-
reicht.

Bei der VorausschŠtzung am 13. Sep-
tember 1967 wurde der Kreditbedarf
des Bundes mit 7,4 Milliarden DM ver-
anschlagt. Diese Zahl dŸrfte nun nicht
mehr stimmen,- man munkelt in Bonn
bereits von 11 Milliarden. Zu den vor-
gesehenen 7,4 Milliarden kommt nŠm-
lich die fehlende Milliarde durch Min-
dereinnahmen aus Steuern hinzu, fer-
ner ein restlicher Finanzierungsbedarf
fŸr das zweite Konjunkturprogramm
von 1,5 Milliarden DM, ein erster Um-
schuldungsbedarf fŸr 1968 aufgenom-
mene kurzfristige Mittel in Hšhe von
800 Millionen DM und schlie§lich rund
1 Milliarde DM, mit der der Bund
Schuldbuchforderungen von den Ren-
tenversicherungstrŠgern vorzeitig zu-
rŸckkaufen mu§, um deren Zahlungs-
unfŠhigkeit zu vermeiden, die er selbst
durch die rigorose KŸrzung der Bar-
mittel heraufbeschworen hat.

Um alle diese Mittel aufzubringen,
gibt es nur drei Mšglichkeiten: Steuer-
erhšhungen, AusgabekŸrzungen oder
Aufnahme weiterer Kredite. Aber bei-
de Ma§nahmen Ñ  Steuererhšhungen
und Kreditaufnahme Ñ  wŸrden den
neuen Konjunkturauftrieb erheblich
belasten, wenn nicht gar in. Frage
stellen. So bietet sich der Weg zur
Sanierung der Staatsfinanzen Ÿber die
AusgabenkŸrzung an. Offenbar ist
Bonn auch bereit, ihn zu gehen; aber
nicht, wie er vernŸnftig wŠre: durch
Reduzierung der RŸstungslasten. Viel-
mehr scheint man sich fŸr eine wei-
tere Belastung der arbeitenden Bevšl-
kerung entschieden zu haben. Nur so
ist in der Etatrede des Finanzministers
Strau§ die Aufforderung an dasVolk
zu verstehen, mehr ãOpfer" zu bringen.

Schon spricht man in Bonn von einer
notwendigen Revision der mittelfristi-
gen Finanzplanung, weil die bisheri-
gen Streichungen nicht mehr genŸgen.
Die Gewerkschaften werden auf der
Hut sein mŸssen, um die soziale Re-
aktion zu stoppen. Sb.

Illllhllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^
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RŸstung  oft  nicht  gleich  erkennbar

Ÿber Umfang  und  Struktur  der RŸstungswirtschaff

in der Bundesrepublik  Ñ  Verbindungen  zur SfaatsbŸrokrafie

RŸstung ist heute auch in der Bundesrepublik wieder ein untrennbarer Bestand-
teil aller Stufen des wirtschaftlichen Reproduktionsprozesses. Sie ist schon in
die Bereitstellung von Rohstoffen und Produktionsinstrumenten einbezogen, die
erst durch weitere Verarbeitung und spezifische BetŠtigung RŸstungsmittel wer-
den. Auf der Stufe der Vorproduktion lŠ§t sich den GŸtern Ñ  Eisen, Stahl,
Kohle, Erdšl, Chemikalien, Maschinen, Fertigungseinrichtungen aller Art Ñ  im
seltensten Fall ansehen, ob sie spŠter zivil oder militŠrisch genutzt werden.

Aber auch auf hšheren Stufen des
Produktionsprozesses ist die Trennung
von RŸstungs- und ziviler Fertigung
nur zum Teil mšglich. Bei vielen Er-
zeugnissen wird die RŸstungsbezogen-
heit erst auf einer sehr spŠten Pro-
duktionsstufe sichtbar. Die Entwick-
lung ganzer Industriezweige wie der
Atomwirtschaft, der Elektronik und
der Luft-und Raumfahrtindustrie, aber
auch VerŠnderungen in der Produk-
tionsstruktur der NE-Metallurgie, der
chemischen, der elektrotechnischen In-
dustrie und des Schiffbaus, sind direkt
oder indirekt mit der RŸstung verbun-
den. Auf Grund der staatlichen Wis-
senschafts- und Forschungspolitik ist
insbesondere die gesamte technologi-
sche Entwicklung mancher Industrie-
zweige mit der RŸstung verknŸpft.

Eine Trennungslinie zwischen ziviler
und RŸstungswirtschaft ist also zwei-
fellos schwerer zu ziehen als frŸher
und in keinem Wirtschaftszweig mehr
eindeutig zu bestimmen. Manche Pro-
duktionsstrukturen wŸrden auch bei
Bestehen einer ausgesprochenen Frie-
denswirtschaft kaum anders aussehen,
wiewohl sie heute eine AffinitŠt zur
RŸstung besitzen. Sucht man den
Wirtschaftssektor zu bestimmen, der
unmittelbar und unstreitig mit der
Existenz von StreitkrŠften zusammen-
hŠngt, so bleiben nur die Entwicklung
und Fertigung der RŸstungsendpro-
dukte, die fŸr AusrŸstung und Unter-
halt der StreitkrŠfte Ÿber den Bundes-
haushalt beschafft werden, soweit diese
Erzeugnisse nur fŸr StreitkrŠfte kon-
sumier- und verwendbar sind.

Eine spezifische RŸstungsindustrie im
besagten Sinne stellt, soweit ganze
Wirtschaftszweige und Unternehmens-
komplexe in Betracht kommen, nur die
Luft- und Raumfahrtindustrie dar, die
sowohl insgesamt als auch in allen
ihren Einzeluntemehmen weit Ÿber-
wiegend fŸr die RŸstung arbeitet.
Rechnet man zur spezifischen RŸstungs-
industrie auch die Ÿberwiegend fŸr
RŸstungsauftrŠge arbeitenden Kon-
zern-Tochtergesellschaften, so umfa§t
sie etwa 30 Prozent des RŸstungssek-
tors. Weitere Gro§unternehmen, die
zu mehr als einem FŸnftel fŸr die
RŸstung arbeiten, produzieren vor-
zugsweise Munition, Artillerie- und
Infanteriewaffen, gepanzerte und an-
dere Fahrzeuge; grš§ere Unternehmen 

sind weiter mit der Herstellung von
elektronischen, optischen und Steue-
rungsgerŠten und der Errichtung von
MilitŠrbauten beschŠftigt.

1967 dŸrfte der Umsatz der westdeut-
schen RŸstungswirtschaft etwa 5,5 Mil -
liarden DM betragen haben. BeschŠf-
tigt sind im RŸstungssektor der Wirt-
schaft etwa 120 000 Personen. Das ent-
spricht 1,4 Prozent des Gesamtumsat-
zes der Industrie und 1,5 Prozent aller
in der Industrie BeschŠftigten.

Der MilitŠr-Industrie-Komplex in der
Bundesrepublik, die Zusammenarbeit
der RŸstungsindustrie direkt und Ÿber
ihre Vertreter in den Unternehmerver-
bŠnden mit den militŠrischen Spitzen
und den Staatsorganen hat sich in
einer Weise entwickelt, da§ hšchstens
noch methodische Unterschiede zur
RŸstungszwangswirtschaft der NS-
Periode bestehen. Der RŸstungsindu-
strie steht ein ganzes Netz von Gre-
mien und Organen zur VerfŸgung, die
weithin geradezu als Hilfsorgane der
staatlichen Verwaltung fungieren.

Als Verbindungsleute zwischen der
RŸstungswirlschaft und der staatlichen
BŸrokratie wirken zahlreiche ehema-
lige MilitŠrs. Hier seien nur genannt
Generalleutnant a. D. Thomale, Ver- 
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StŠrkeres  Vertrauen

fŸr IG Chemie-Papier-Keramik

Von 778 BetriebsrŠten, die bei den
laufenden Betriebsralswahlen in der
von der IG Chemie - Papier - Keramik
betreuten Industrie bis Ende April
gewŠhlt wurden (in 101 von insgesamt
2000 Betrieben), entfielen auf die IG
Chemie 719 oder 92,4 Prozent. Die
Deutsche Angestelltengewerkschaft er-
hielt nur 21, die CGD 1 und Unorgani-
sierte bekamen 37 Mandate. Dieses
Zwischenergebnis ist fŸr die DGB-Ge-
werkschaft ein bemerkenswerter Er-
folg. Die IG Chemie-Papier-Keramik
schlu§folgert in ihrem Pressedienst
vom 25. April 1968: ãAngesichts der
hohen Wahlbeteiligung (80,2 Prozent)
lŠ§t das Zwischenergebnis eine Ÿber-
zeugende Vertrauensbasis der Arbei-
ter- und AngestelltenwŠhler zu Kan-
didaten der IG Chemie-Papier-Kera-
mik" Vorhersagen." 

bandsprŠsident der westdeutschen
Autoindustrie und General a. D.
Wenck, im FrŸhjahr 1945 einer der
legendŠren Durchhaltegenerale Hit-
lers, der den vergeblichen Versuch
unternahm, Hitler in Berlin zu ent-
setzen. Wenck war bis Anfang 1967
Generaldirektor des stark rŸstungs-
engagierten Diehl-Konzerns und wurde
dann ãvom Bundesverband der deut-
schen Industrie als rŸstungswirtschaft-
licher Berater engagiert. Hauptauf-
gabe von General Wenck wird die Ab-
stimmung der Interessen der deutschen
Verteidigungsindustrie mit dem Ver-
teidigungsministerium sein" (ãWehr
und Wirtschaft", 3, 1967, S. 176), Sicher
wird Wenck auch eine zumindest ãbe-
ratende Mitwirkung ... bei der Mate-
rialplanung" eingerŠumt, die der BDI
sich ein Jahr zuvor fŸr ãsachverstŠn-
dige Vertreter der Industrie" ausbe-
dang (BDI-Bericht 1966, S. 185).

Die engen Verbindungen zwischen Re-
gierung und RŸstungskonzernen wer-
den auch durdi das Uberwechseln von
Mitgliedern der MinisterialbŸrokratie
in die Leitungen von rŸstungsorien-
tierten Gro§betrieben gepflogen. So
Ÿbernahm erst um die Jahreswende
1967/68 der seitherige Chef des Bun-
deskanzleramtes, StaatssekretŠr Knie-
per, den Vorsitz der GeschŠftsfŸhrung
des grš§ten Luftfahrtunternelimens
der Bundesrepublik, der Vereinigten
Flugtechnischen Werke. ãBundeskanz-
ler Kiesinger", so wurde berichtet,
ãgab Knieper nach einer Besprechung
mit dem Krupp-GeneralbevollmŠchtig-
ten Beitz", dessen Konzern an den
VFWbeteiligt ist, ãfŸr die neue TŠtig-
keit offiziell frei" (ãSŸddeutsche Zei-
tung" vom 21. 12. 1967). Mehr als
Kniepers fachliche QualitŠten zŠhlen
fŸr Krupp, United Aircraft und die
Familie Heinkel offenbar seine Bezie-
hungen zu Bonner Regierungsstellen,
von denen die AuftrŠge, die For-
schungs- und Entwicklungsgelder und
die Kredite kommen.

Der Wunsch der RŸstungsindustriellen
ist es, da§ ãdie enge und vertrauens-
volle Zusammenarbeit zwischen der
Industrie und dem Verteidigungsmini-
sterium sowie seinen nachgeordneten
Dienststellen weiter ausgebaut" wird
(BDI-Bericht 1966/67, S. 161). DarŸber
hinaus schwebt den an der RŸstung
beteiligten Monopolen offenbar vor,
den Einflu§ des Unternehmer-Manage-
ments auf die militŠrische Gesamtpla-
nung so zu steigern, da§ diese in noch
hšherem Ma§e Ñ  etwa wie in den
USA Ñ  den BedŸrfnissen und Profit-
ansprŸchen der RŸstungsindustriellen
unterworfen wird. Die Intention ent-
spricht dem wachsenden Einflu§ des
Staates auf die gesamte Wirtschaft,
denn die mŠchtigsten Monopole, die
zu einem Teil zugleich die wichtigsten
RŸstungsproduzenten sind, verflechten
sich ja ihrerseits in steigendem Ma§e
mit dem Staatsapparat.

(Vorabdruck einer Arbeit, die in KŸrze
im Verlag ãBlŠtter fŸr deutsche und
internationale Politik" erscheint.)

Dr. Hajo Haus

16



Rechte  in der DBR-Pianwirtschaff

Wissenschaftlich-technische  Revolution  und Mitbestimmung

Eine Serie von Dr. Karl-Heinz  Arnold  (V)

Wahrscheinlich ist es nŸtzlich, zunŠchst einige Tatsachen zu nennen. Der Freie
Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) hat in der DDR rund 6,7 Millionen Mit -
glieder (davon 3 Millionen Frauen), die Ñ  entsprechend ihrer BeschŠftigung Ñ
in den einzelnen IG bzw. Gewerkschaften organisiert sind. Kleinste Einheiten
sind die Gewerkschaftsgruppen mit ihren gewŠhlten Vertrauensleuten (ãVer-
trauensmann"), Kulturobleuten und SozialbevollmŠchtigten.

Aus ihren Einnahmen bestreiten die
Gewerkschaften reichlich 300 Millio -
nen Mark Ausgaben, davon fast 110
Mill,  fŸr UnterstŸtzungen und Ehrun-
gen, rund 90 Mill,  fŸr Urlaub und Er-
holung sowie 30 Mill.  Mark fŸr Bil -
dung. Sie verfŸgen u. a. Ÿber fast 1200
Ferienheime, davon 560 eigene, mit
insgesamt Ÿber 90 000 PlŠtzen (53 000
in eigenen Heimen) und vergeben
jŠhrlich mehr als eine Million zwei-
wšchige Ferienreisen; ein Aufenthalt
in einer modernen Urlaubersiedlung
kostet zum Beispiel fŸr eine vierkšp-
fige Familie rund 200 Mark.

Als TrŠger der einheitlichen Sozial-
versicherung der Arbeiter und Ange-
stellten verfŸgen die Gewerkschaften
jŠhrlich Ÿber rund 7 Milliarden Mark
Einnahmen und fast 12 Milliarden
Mark im Staatshaushalt ausgewiesene
Ausgaben der Sozialversicherung.

Damit ist schon ein Teil der Rechte
und Verantwortung des FDGB ange-
deutet. In zwei Artikeln der durch
Volksentscheid vom 6. April 1968 be-
schlossenen und mit Wirkung vom
9. April in Kraft befindlichen neuen
Verfassung sind Stellung und Rechte
der Gewerkschaften ausfŸhrlich fest-
gelegt. Artikel 44 besagt, da§ die im
FDGB vereinigten freien Gewerk-
schaften die umfassende Klassenorga-
nisation der Arbeiterklasse sind.

AusdrŸcklich hei§t es: ãDie Gewerk-
schaften sind unabhŠngig. Niemand
darf sie in ihrer TŠtigkeit einschrŠn-
ken oder behindern." Durch ihre Or-
ganisationen und Organe, ihre Ver-
treter in den gewŠhlten Staatsorga-
nen (von der FDGB-Fraktion in der
Volkskammer bis zu den Kreistagen
und Gemeindevertretungen) sowie
ihre VorschlŠge an Staats- und Wirt-
schaftsorgane nehmen sie teil ãan der
Gestaltung der sozialistischen Gesell-
schaft, an der Planung und Leitung der
Volkswirtschaft, an der Verwirk-
lichung der wissenschaftlich - techni-
schen Revolution, an der Entwicklung
der Arbeits- und Lebensbedingungen,
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes,
der Arbeitskultur, des kulturellen und
sportlichen Lebens der WerktŠtigen".
Und weiter: ãDie Gewerkschaften ar-
beiten in den Betrieben und Institu-
tionen an der Ausarbeitung der PlŠne
mit und sind in den Gesellschaftlichen
RŠten der Vereinigungen Volkseige-
ner Betriebe und in den Produktions-
komitees der Betriebe und Kombinate
vertreten."

Allein dieser eine Satz enthŠlt eine
FŸlle von Rechten. So kšnnen die im
Plan eines Betriebes enthaltenen Pro-
duktionsaufgaben fŸr das nŠchste Jahr
erst verbindlich werden, wenn sie zur
gewerkschaftlichen Diskussion gestan-
den haben und die Betriebsgewerk-
schaftsleitung (BGL) eine Stellung-
nahme abgegeben hat.

Die von den Belegschaften der volks-
eigenen Betriebe gewŠhlten Produk-
tionskomitees setzen sich aus den
besten Facharbeitern und Ingenieuren,
aus aktiven Gewerkschaftern und
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Der Verfasser dieser Serie, Dr. Karl-
Heinz Arnold, ist stellvertretender
Chefredakteur der ãBerliner Zeitung"
(Berlin-Ost). Er hat sich freundlicher-
weise bereit erklŠrt, die Leser von
NACHRICHTEN mit Problemen der
sozialistischen WirtschaftsfŸhrung und
der Rolle der Gewerkschaften in der
DDR bekannt zu machen.
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sachkundigen Wirtschaftlern zusam-
men. In enger Zusammenarbeit mit
den Werkdirektoren sorgen diese Ko-
mitees Ñ  die, wie alle solche Gre-
mien, der Belegschaft rechenschafts-
pflichtig sind Ñ  dafŸr, da§ wissen-
schaftlich begrŸndete PlŠne aufgestellt,
die gŸnstigsten Varianten fŸr die Ra-
tionalisierung gefunden, die Interes-
sen des einzelnen und des Kollektivs
bei den Ma§nahmen fŸr die wissen-
schaftlich - technische Revolution be-
rŸcksichtigt werden.

SelbstverstŠndlich ist das nicht allein
Aufgabe eines solchen Komitees. Vor
allem auch in den Gewerkschafts-
gruppen und in den Abteilungs-Ge-
werkschaftsorganisationen wird die
Forderung praktisch verwirklicht: Ra-
tionalisierung mit dem Menschen Ñ
fŸr den Menschen. Das hei§t, Pro-
bleme der Qualifizierung fŸr die neue
Technik, von Arbeitsumstellungen,
auch des Arbeitsplatzwechsels, die
nicht immer einfach zu lšsen sind,
gehšren unmittelbar in die gewerk-
schaftliche Kompetenz. Ein Hinaus-
rationalisieren nach dem Motto ãSieh
zu, wo du bleibst", ist in der DDR
všllig  ausgeschlossen. Ein Paragraph 72
des Betriebsverfassungsgesetzes der
Bundesrepublik, der die Mitbestim-

mung gerade im Zeichen des techni-
schen Fortschritts ausschlie§t, wŠre in
der DDR undenkbar.

Interessant ist auch die Stellung der
Gesellschaftlichen RŠte, die bei den
Vereinigungen Volkseigener Betriebe
(WB, eine Art ãsozialistischer Kon-
zern") teils durch direkte Wahl, zum
kleineren Teil durch Berufung der Mit -
glieder gebildet werden. Sie sind eben-
falls aus sachkundigen, weitblicken-
den Gewerkschaftern, Arbeitern und
…konomen, Wissenschaftlern und Ab-
geordneten zusammengesetzt. Sie be-
raten und kontrollieren den General-
direktor der WB bei seiner Industrie-
zweigpolitik und sorgen dafŸr, da§
die besten Erfahrungen aus den Be-
legschaften in die FŸhrungstŠtigkeit
einfiie§en. Auch hier werden die Ge-
werkschaften also als TrŠger eines
Wettbewerbs wirksam, der auf die
Kettenreaktion wachsende Wirt-
schaftskraft Ñ wachsender Wohl-
stand gerichtet ist. Der Generaldirek-
tor mu§ diesem Rat sein Planprojekt
fŸr das kommende Jahr und den Ge-
schŠftsbericht fŸr das zurŸckliegende
Jahr zur Beratung und BestŠtigung
unterbreiten, wobei es zu harten Aus-
einandersetzungen kommen kann.

Die Rechte der Gewerkschaften in der
DDR sind also stark darauf gerichtet,
gerade in den entscheidenden Fragen
der wissenschaftlich-technischen Revo-
lution, der Planung und Leitung hier-
fŸr, wirksam zu werden, also dort, wo
die Weichen fŸr die Zukunft gestellt
werden. Dem dienen auch die Bestim-
mungen des Verfassungs-Artikels 45.
Sie enthalten das Recht der Gewerk-
schaften. ãŸber alle die Arbeits- und
Lebensbedingungen der WerktŠtigen
betreffenden Fragen" mit den staat-
lichen und wirtschaftsleitenden Orga-
nen Vereinbarungen abzuschlie§en.
Typisch hierfŸr sind die jŠhrlichen
BetriebskollektivvertrŠge, die bis zu
den Einzelheiten der Werksverpfle-
gung, der Urlaubs- und PrŠmienrege-
lungen gehen. Ebenso typisch war bei-
spielsweise auch die zwischen FDGB-
Bundesvorstand und Regierung ver-
einbarte Zusammenarbeit bei der Ein-
fŸhrung der 5-Tage-Woche und den
damit zusammenhŠngenden Arbeits-
zeitverkŸrzungen.

Schlie§lich und nicht zuletzt ist den
Gewerkschaften in der Verfassung das
Recht der Gesetzesinitiative verbrieft,
ferner die Kontrolle darŸber, wie die
gesetzlich garantierten Rechte der
WerktŠtigen eingehalten werden.
Ebenso ist in Artikel 45 die Leitung
der Sozialversicherung durch die Ge-
werkschaften auf der Grundlage der
Selbstverwaltung der Versicherten
festgelegt.

Insgesamt kann man sagen, da§ wohl
keine bisher existierende Verfassung
so starke und detallierte Rechte der
Gewerkschaften enthŠlt. Ich meine so-
gar, da§ es den Gewerkschaftern man-
cher Betriebe in der DDR MŸhe macht,
alle diese im Laufe der vergangenen
Jahre zunehmend erweiterten Rechte
voll auszuschšpfen.
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Schrumpfende  Versicherungsreserven

Der Staat entzieht  sich  seinen  Verpflichtungen

Das Vermšgen  der Rentenversicherung  geht  zurŸck

Bis Ende 1966 stieg das Vermšgen der gesetzlichen Rentenversicherung auf
28 Milliarden DM. 1967 ist erstmals seit der WŠhrungsreform ein Verlust von
2,25 Milliarden DM eingetreten. Die Beitragseinnahmen waren um 2,2 Prozent
geringer als im Jahr 1966. FŸr 1968 wird mit einem weiteren ãVerzehr" des
Rentenversicherungsvermšgens gerechnet, so da§ sich die Reserven bis zum
Ablauf des Jahres bei der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten
nur noch auf 23 Milliarden DM belaufen werden.

Davon sind 4,5 Milliarden DM zwangs-
weise in Schuldbuchforderungen gegen
den Bund umgewandelt worden, die
nicht mobilisiert werden kšnnen. Wei-
tere 5 Milliarden DM wurden langfristig
an šffentliche Unternehmen wie Bahn,
Post usw., und an Kommunen ausge-
liehen. 1,3 Milliarden DM des Renten-
vermšgens sind GrundstŸcks- und Ge-
bŠudewerte. TatsŠchlich stehen also
Ende dieses Jahres nicht mehr als 10
Milliarden DM bei den TrŠgern der
Rentenversicherung als verfŸgbare Re-
serven bereit. Da die Vermšgensstruk-
tur bei den einzelnen Versicherungs-
anstalten jedoch unterschiedlich ist,
sind einige von ihnen schon jetzt in
Zahlungsschwierigkeiten geraten.

In einer solchen Situation hŠtten die
staatlichen ZuschŸsse zu den Ausgaben
der Rentenversicherung erhšht werden
mŸssen, nicht aber reduziert, wie es
mit dem FinanzŠnderungsgesetz 1967
geschehen ist. In dem Organ der Ge-
werkschaft HBV, ãAusblick", hat der
SPD - Bundestagsabgeordnete Arthur
Killat daran erinnert, da§ 1895 der
ãReichszuschu§" zu den Rentenausga-
ben 40,2 Prozent betragen hat und 1935
noch 38,1 Prozent. 1955 hatten die Bun-
deszuschŸsse an den Gesamtausgaben
der Rentenversicherung einen Anteil
von 41 Prozent, 1957 von 31,5 Prozent,
1966 in der Rentenversicherung der
Arbeiter .und Angestellten nur noch
von 20 Prozent und mit dem Finanz-
Šnderungsgesetz wird er bis 1971 auf
etwa 15 Prozent zurŸckgehen.

Der SPD-Abgeordnete Killat schreibt
dazu: ãDie steigende Rentenlast Ñ
Rentenberg Ñ  bis 1975/80 ist eine Folge
aus den Verlusten zweier Kriege. FŸr
KriegsfolgeschŠden mŸssen alle Staats-
bŸrger die Belastungen tragen helfen.
Deshalb ist es auf die Dauer nicht zu
verantworten, da§ man von selten des
Bundes durch KŸrzung der Bundeszu-
schŸsse die Versicherten und ihre Ar-
beitgeber mit hšheren finanziellen Auf-
wendungen belastet."

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Killat
zieht in seinem Artikel einen inter-
essanten Vergleich: Den RŸcklagen der
gesetzlichen Rentenversicherung Ende
1966 in Hšhe von 28 Milliarden DM
stehen Jahresausgaben von rund 36
Milliarden DM gegenŸber. Die betrieb-
lichen Versorgungswerke verfŸgen
insgesamt Ÿber RŸcklagen in Hšhe von
rund 37 Milliarden DM. Ihre jŠhrliche
Ausgabenbelastung betrŠgt jŠhrlich 

schŠtzungsweise nur 1,8 Milliarden DM.
JŠhrlich steigen ihre RŸcklagen weiter
um 1,5 bis 2 Milliarden DM. Ñ  Was
wŸrden die Herren Unternehmer wohl
fŸr ein Geschrei anstimmen, wenn auch
diese steuerlich begŸnstigt angesam-

Es gibt einen ganzen Katalog weite-
rer antisozialer Ma§nahmen, die ãer-
wogen", ãgeprŸft", geplant, gefordert
und schon als Gesetzesvorlage disku-
tiert werden. So fordert die CDU in
ihrem neuen Aktionsprogramm eine
Reform mit zusŠtzlicher direkter Be-
teiligung der Versicherten an den
Krankheitskosten. Im Regierungsent-
wurf fŸr das Arbeitsfšrderungsgesetz
ist vorgesehen, den Anspruch auf Ar-
beitslosengeld ab Vollendung des 65.
Lebensjahres všllig zu streichen. Audi
der Abbau der dynamischen Renten-
formel und die Berechnung der Sozial-
renten nach den Netto - Verdiensten
werden von den SpitzenverbŠnden der
Unternehmerorganisationen weiter ge-
fordert. Die gleichen Kreise und das
Bundesfinanzministerium drŠngen nach
wie vor darauf, der HŠlfte aller Kriegs-
beschŠdigten die Rente zu streichen,
indem die Zahlung von Renten an 30
und 40 Prozent KriegsbesdiŠdigte ein-
gestellt werden soll.

Bundesfinanzminister Strau§ stellt
ã†berlegungen" zum Abbau bei den
LohnsteuervergŸnstigungen an. Es
geht dabei um den Weihnachtsfrei-
betrag fŸr Arbeitnehmer, die steuer-
liche BegŸnstigung der BeitrŠge zur
gesetzlichen Rentenversicherung, die
SteuerfreibetrŠge fŸr Kšrperbehinder-
te und Hinterbliebene, die Steuer-
befreiung der ZuschlŠge fŸr Sonn-
tags-, Feiertags- oder Naditarbeit und
andere LohnsteuerfreibetrŠge fŸr Ar-
beitnehmer. Es geht um mehr als
3 Milliarden DM.
Ab 1. Juli soll die Mehrwertsteuer um
1 Prozent und ab 1. Oktober die Miete 

melten Vermšgen zum Ausgleich der
zerrŸtteten Bundesfinanzen herangezo-
gen wŸrden, wie es bei den Geldern
der Rentenversicherung seit Jahren
praktiziert wird?

Schlie§lich fŸhrt Killat in seinem
Artikel die in einer Darstellung eines
Referenten des Bundesarbeitsministe-
riums enthaltenen Zahlen Ÿber die
Rentenhšhe an, die beweisen, da§ die
Mehrzahl der Sozialrenlen im VerhŠlt-
nis zu den Lebenshaltungskosten kei-
nesfalls Ÿberhšht ist: Von den 8,4
Millionen RentenempfŠngern der Ar-
beiter- und Angeslelltenversicherung
haben nur 580 000, das sind 7,2 Pro-
zent, eine Rente von 550 DM monatlidi
und hšher. Von den Frauen erhalten
mehr als 90 Prozent eine Rente unter
250 DM und mehr als 70 Prozent aller
Witwen eine Rente von weniger als
240 DM. A. B.

fŸr etwa die HŠlfte aller Sozialwoh-
nungen der Bundesrepublik erhšht
werden, und zwar bis zu 20 DM pro
Wohnung im Monat. Das Gesetz, mit
dem diese drastischen Mieterhšhungen
in Kraft treten sollen, erhielt auf Vor-
schlag des SPD-Bundestagsabgeordne-
ten Jacobi auch noch den schšn klin-
genden Titel: ãGesetz zur FortfŸhrung
des sozialen Wohnungsbaus". Bš.

UnzulŠssige  RenfnerbeifrŠge

zur Krankenversicherung

Es besteht noch einige Unklarheit dar-
Ÿber, von welchen Renten seit dem
1. 1. 1968 die Rentner selbst fŸr ihre
Krankenversicherung beitragspflichtig
sind. Zur Klarstellung folgendes:

Sofern Rentner noch in einer versiche-
rungspflichtigen BeschŠftigung stehen
und damit aus ihren Arbeitseinkom-
men KrankenversicherungsbeitrŠge lei-
sten, besteht keine zusŠtzliche Bei-
tragspflicht aus der Rente. Rentner
sind nur aus der eigenen Rente bei-
tragspflichtig, nicht aus weiteren Ren-
ten Ñ  z. B. eine frŸhere Arbeiterin nur
aus der eigenen Rente, nicht aber aus
der Witwenrente ihres Mannes.

Dennoch wird fast Ÿberall der Renten-
beitrag von allen Renten einbehalten,
und das ist unzulŠssig. Der DGB-Bun-
desvorstand, Abteilung Sozialpolitik,
stellt Rechtsschutz zur VerfŸgung,
wenn Klage erhoben wird, um die un-
zulŠssigerweise einbehaltenen Kran-
kenversicherungsbeitrŠge zurŸckzufor-
dern.

Sozialdemontage  soll  weitergehen

Das FinanzŠnderungsgesetz 1967 hat nach den LŸcke-Gesetzen, mit denen das
soziale Mietrecht beseitigt wurde, die rigorosesten EinschrŠnkungen und Ver-
schlechterungen der sozialen Rechte und Leistungen der WerktŠtigen der Bundes-
republik zur Folge. Doch damit sind die sozialreaktionŠren SpitzenverbŠnde der
Unternehmerorganisationen und ihre Beauftragten in den Bonner Ministerien
und Fraktionen noch lange nicht zufrieden. Der ãkleine Mann", Arbeitnehmer
und Rentner, soll nodi mehr zur Bonner RŸstungskasse ãgebeten" werden.
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Exklusivmtrrfner Wieder  Lohnstopp  in Gro§britannien? PERSONALIEN

Nach einer Verbesserung der Pen-
sionsregelung fŸr Minister will der
Bundestag nun auch die Abgeordne-
ten mit einer Rente versorgen. Nadi
achtjŠhriger AbgeordnetentŠtigkeit im
Bundestag sollen sie kŸnftig ein Ruhe-
gehalt in Hšhe von 35 Prozent ihrer
AufwandsenlsdiŠdigung erhalten. Das
wŠren gegenwŠrtig im Monat 826 DM.
Wer in der Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten eine gleiche
Leistung erwartet, mŸ§te mehr als
45 Jahre, Monat fŸr Monat, einen Bei-
trag von genau 196 DM zahlen. Von
den Ÿber 4,5 Millionen ErwerbsunfŠ-
higkeits- und Altersrenten erreichten
nur knapp 3 Prozent, nŠmlich rund
122 000, eine monatliche Rente von
800 DM und darŸber.

Nun soll sich mit jedem Jahr weiterer
Bundestagszugehšrigket der Renten-
ansprudi fŸr die Abgeordneten um
weitere 5 Prozent der Aufwandsent- '
SchŠdigung erhšhen. In der gesetzt i- '
chen Rentenversicherung erhšht sich I
der Renlenansprudi pro Jahr nur um ;
1,5 Prozent der persšnlichen Bemes-
sungsgrundlage.

Eine Staatspension sollen die Bundes-
tagsabgeordneten jedoch nicht erhal-
ten. Sie mŸssen sich selbst versichern
und dazu einen Beitrag in Hšhe von
25 Prozent ihrer AufwandsentschŠdi-
gung zahlen. Das ist nicht wenig, aber
damit es den Abgeordneten nicht zu i
schwer wird, soll die Aufwandsent-
schŠdigung von 1590 DM pro Monat
auf 2360 DM erhšht werden. Das ist
eine Steigerung von 770 DM. Der Bei-
trag fŸr die Versicherung betrŠgt aber
nur 590 DM, so da§ die Bundestags-
abgeordneten bei dieser Gelegenheit
neben der vorbildlichen Altersversiche- ,
rung pro Monat 180 DM an zusŠtz-
licher AufwandsentschŠdigung ge-
winnen.

Nichts gegen eine soziale Sicherung
fŸr die Bundestagsabgeordneten, die
wirklich darauf angewiesen sind.
Zwar rekrutiert sich ein gro§er Teil
der Abgeordneten aus den Kreisen
der Gro§unternehmer, Gro§grundbe-
sitzer und leitenden Angestellten, die
durch ihre AbgeordnetentŠtigkeit auch
nicht die geringste finanzielle Einbu§e
erleiden, im Gegenteil: Dank der gu-
ten Beziehungen verbessern sich ihre
GeschŠfte und steigen ihre GehŠlter.
Aber es darf natŸrlich nicht so sein,
da§ es allein aus finanziellen GrŸnden
einem Arbeiter oder Angestellten
nicht mšglich wŠre, ein Bundeslags-
mandat anzunehmen. Doch sollten sich
die Abgeordneten keine besonderen
Einrichtungen schaffen, sondern die
Einrichtungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung in Anspruch nehmen.

Was fŸr das Volk gut ist, sollte auch
fŸr seine Vertreter nicht zu schlecht
sein. -pp- |

Zum zweitenmal seit ihrem Amts-
antritt will die Labour-Regierung in
Gro§britannien die Lšhne und GehŠl-
ter der Arbeiter und Angestellten
einfrieren. Das erstemal hatte sie 1966
einen Lohnstopp durchgesetzt, der in-
zwischen in einen sogenannten frei-
willigen Stopp umgewandelt wurde.
Jetzt hat die Regierung ein Gesetz
angekŸndigt, das ab August 1968
Lohn- und Gehaltserhšhungen von
mehr als 3,5 Prozent verbieten soll.

Das Gesetz soll sowohl fŸr Unterneh-
mer, die hšhere Zulagen bewilligen,
als auch fŸr Gewerkschafter, die sol-
che mit Kampfaktionen erzwingen,
Geld- und GefŠngnisstrafen vorsehen.
Das bemerkenswerte dabei ist, da§
gleichzeitig ein Stopp von Preisen,
Unternehmergewinnen, Dividenden,
Mieten usw. nicht vorgesehen ist,
vielmehr ãappelliert" die Regierung
an die Unternehmer, sich ãebenfalls"
zurŸckzuhalten; gesetzliche Sanktio-
nen, wie den Gewerkschaften bei
Lohnforderungen, werden ihnen jedoch
nicht angedroht.

Diese neue Initiative der Labour-Re-
gierung gegen die britischen Arbeit-
nehmer, die angeblich zur Sicherung
der wirtschaftlichen Vorteile durch die
Pfundabwertung und zur Gesundung
der Wirtschaft ergriffen werden soll,
hat unter den Gewerkschaftern bereits
erste Protestreaktionen hervorgeru-
fen. So kŸndigte der Vorsitzende der
Metallarbeitergewerkschaft, Hugh
Scanlon, ãhŠrtesten Widerstand mit
allen Konsequenzen" an. Die Metall-
arbeiter fordern eine krŠftige Lohn-
erhšhung, lŠngeren Urlaub und die
Gleichstellung der Frauenarbeit; au-
§erdem verlangt die Gewerkschaft die
Anhebung der Mindestlšhne um 50
Prozent in drei Jahren. Die Gewerk-
schaft spricht fŸr 2,5 Millionen Arbei-
ter in der britischen Metallindustrie.
FŸr Anfang Mai sind erste Kampf-
aktionen angekŸndigt, wenn es bis
dahin nicht zu einer befriedigenden
Regelung kommt. -ly

Steigende  Sfreikzahlen  in den USA

Nach Angaben des US-amerikanischen
Arbeitsrnnisteriums hat 1967 der
durch Streiks verursachte Arbeitsaus-
fall den hšchsten Stand seit acht Jah-
ren erreicht. Insgesamt sind durch Ar-
beitskŠmpfe 41 Millionen Arbeitstage
oder 0,30 Prozent der Gesamtarbeits-
zeit ausgefallen, nachdem es 1966 25,4
Millionen Arbeitstage waren. Gleich-
zeitig erreichte 1967 die Anzahl der
Streiks mit 4475 die hšchste Quote seit
1953. An 29 Streiks beteiligten sich
mehr als 10 000 Arbeiter. Der lŠngste
Streik Ñ  in der Kupferindustrie Ñ  be-
gann im Juni 1967 und wurde auch
noch in diesem Jahr weitergefŸhrl.

Otto Brenner, Vorsitzender der Indu-
striegewerkschaft Metall, weilte Mitte
April einige Tage in der tschechoslo-
wakischen Hauptstadt, Prag. Er war
einer Einladung der Metallgewerk-
schaft der CSSR gefolgt.

Heinrich Bruns, Vorsitzender der IG
Druck und Papier, ist am 15. MŠrz 1968
nach schwerer Krankheit gestorben.
Bruns, der knapp 61 Jahre alt gewor-
den ist, war seit 1962 Vorsitzender sei-
ner Gewerkschaft. Er halte den aus
AltersgrŸnden ausgeschiedenen Hein-
rich Hansen abgelšst. Heinrich Bruns
war seit 1921 gewerkschaftlich und seit
1925 in der Sozialdemokratischen Par-
tei organisiert.

Prof. Dr. Franz Deus, Leiter der DGB-
Bundesschule ãHans Bšckler" in Hat-
tingen, hat diesen Posten an den bis-
herigen Leiter der DGB BundesschuJe
in Oberursel, Willi  Mewes, ab-
gegeben. Prof. Deus hatte die Leitung
der ãHans Bšckler"-Schule 20 Jahre
lang inne. Er wird, bereits 67jŠhrig,
weiter als Dozent an der Sozialakade-
mie in Dortmund lehren.

Dr. Herbert Ehrenberg, Wirtschafts-
experte der IG Bau-Steine-Erden, wird
ab Mai in das Bundeswirtschaftsmini-
sterium Ÿberwechseln, wo er im Rang
eines Ministerialdirigenten die Unter-
abteilung Struktur- und Einkommens-
politik Ÿbernehmen soll. Wie in Bonn
verlautbart, geht die Initiative zu dem
HinŸberwcchseln Dr. Ehrenbergs ins
Wirtschaftsministerium von Professor
Schiller aus.

Willi  Feldmann, ehemaliger Vorsitzen-
der der Gewerkschaft Kunst im DGB,
ist am 15. MŠrz 1968 75 Jahre alt ge-
worden. Er wurde 1949 auf dem GrŸn-
dungskongre§ des DGB in MŸnchen
zum Vorsitzenden der Gewerkschaft
Kunst gewŠhlt. 1950 wurde er auch
PrŠsident der Internationalen Artisten-
Loge (IAL) in der Bundesrepublik.

David E. Morse, Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes in Genf,
besuchte kŸrzlich den Bundesvorstand
des Deutschen Gewerkschaftsbundes in
DŸsseldorf.

Heinrich StrŠter, frŸher geschŠftsfŸh-
rendes Vorstandsmitglied der IG Me-
tall, ist am 11. April 1968 im Alter von
76 Jahren gestorben. StrŠter war 1919
dem Deutschen Metallarbeiter-Ver-
band beigetreten. Er wurde 1950 in
den geschŠftsfŸhrenden Vorstand der
IG Metall gewŠhlt, wo er bis 1958 fŸr
die Sachgebiete Montau-Union und
Mitbestimmung sowie fŸr die Leitung
des DŸsseldorfer ZweigbŸros der IG
Metall zustŠndig war.

Bernhard Tacke, stellvertretender Vor-
sitzender des DGB, ist vom Minister-
prŠsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen, Heinz KŸhn, mit dem
Gro§en Verdienstkreuz ausgezeichnet
worden.
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TERMIN

KALENDER

!  13.Ñ 17. Mai
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Leder in Offenbach/ |
Main.

!  4.Ñ 8. Juni
Kongre§ der Gewerkschaft Er- I
Ziehung und Wissenschaft fŸr Leh-
rer und Erzieher in NŸrnberg.

!  7.Ñ 9. Juni
Neuwahlen fŸr die Selbstverwal- ,
tungsorgane von rund 2100 Sozial-
versicherungstrŠgern der gesetzli-
chen Kranken-, Renten- und Unfall-
versicherung in der Bundesrepublik
und in West-Berlin.

!  23.Ñ 27. Juni
9. ordentlicher Gewerkschaftskon-
gre§ der IG Bergbau und Energie
in Dortmund. Antragsschlu§ am
17. MŠrz.

!  30. JuniÑ 6. Juli
6. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft …ffentliche Dienste,
Transport und Verkehr in MŸnchen.

!  22.Ñ 24. August
6. Bundesfrauenkonferenz des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes in Kiel.

!  2.Ñ 7. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Metall in MŸnchen.

!  16.Ñ 20. September
7. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Handel, Banken, Ver-
sicherungen in Bremen.

!  16.Ñ 21. September
10. ordentlicher Gewerkschaftstag
der Gewerkschaft Textil-Bekleidung
in West-Berlin.

!  30. September Ñ  4. Oktober
9. ordentlicher Kongre§ der Deut-
schen Postgewerkschaft in Koblenz.

!  7Ñ 11. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands in Bremen.

!  13.Ñ 17. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Land- und Forstwirt-
schaft in Erbach/Odw.

!  20.Ñ 26. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Druck und Papier in Koblenz.

!  29.Ñ 30. Oktober
6. Bundesangestelltentag des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes in NŸrn-
berg.

!  21.Ñ 22. November
7. Deutscher Beamtentag des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

!  22.Ñ 23. November
7. Bundesjugendkonferenz des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

Geplagte  Unternehmer?

Es ist schwer, manchen Leuten klarzumachen, da§ verkŸrzte Arbeitszeiten, die
durch die wachsende ProduktivitŠt unserer Arbeit mšglich werden, nicht nur ein
erfreuliches Zeichen unseres wachsenden Lebensstandards sind. VerkŸrzte Ar-
beitszeit und mehr Freizeit sind neben erhšhten Einkommen auch ebenso not-
wendig, um diese wachsende ProduktivitŠt zu verbrauchen. Das kann man schon
bei Henry Ford dem Ersten nachlesen.

Von Zeit zu Zeit aber machen Organi-
sationen und manchmal sogar statisti-
sche €mter den Versuch, gewisser-
ma§en eine Klassifizierung unserer
Bevšlkerung nach ihrem Aufwand an
Arbeitszeit vorzulegen. Daraus klingt
dann der Unterton, wie sehr sich doch
manche plagen mŸ§ten, um ihren Le-
bensunterhalt zu verdienen, wŠhrend
sich andere auf Kosten dieser Geplag-
ten schšne Tage machen. Vor allem
sind die Unternehmer die ãGeplagten",
wie jetzt wieder aus einer Umfrage
der Arbeitsgemeinschaft selbstŠndiger
Unternehmer hervorgeht.

Diese Umfrage ergab, von den befrag-
ten Unternehmern arbeiteten 75 Pro-
zent auch samstags und 20 Prozent so-
gar sonntags in ihrem Betrieb. Sie sind
au§erdem auch noch au§erhalb von
Betrieb und Wohnung in Kammern,
VerbŠnden usw. tŠtig, und an den nor-
malen Werktagen arbeiten sie nicht
nur im Betrieb, sondern auch noch zu
47 v. H. zu Haus fŸr ihr Unternehmen.
So betrage ihre tŠgliche Arbeitszeit
zwischen 9 und 12,9 Stunden. Dieses
Ergebnis kennzeichnet der Industrie-
kurier als Schicksal geplagter Unter-
nehmer.

Wer plagt sie? Allenfalls sie sich doch
nur selbst, sofern sie ihre TŠtigkeit
fŸr das Unternehmen als eine Plage
ansehen, denn sie arbeiten fŸr eigene
Rechnung. Und was die Bemessung
der Arbeitszeit angeht, so mŸ§te man
erst einmal abgrenzen, was hier unter
Arbeitszeit verstanden wird und ob
diese Leistung fŸr sich selbst den
gleichen arbeilsphysiologischen Bedin-
gungen unterliegt, denen gemeinhin
die scharf kontrollierte unselbstŠndige
BeschŠftigung fŸr andere Rechnung
und gegen Lohn unterstellt ist.

Der bei solchen Darstellungen immer
mitschwingende Unterton ãgeplagte"
Unternehmer Ñ  lŠ§t všllig unberŸck-
sichtigt, wie weit der in zwar kŸrzerer
ãregistrierter" Arbeitszeit, fŸr die er
auch nur bezahlt wird, tŠtige unselb-
stŠndige BeschŠftigte noch vorberei-
tende Leistungen, und zwar unvergŸtet
fŸr seine registrierte ArbeitstŠtigkeit,
vollbringt. So z. B. Anmarsch und Ab-
marsch zur und von der ArbeitsstŠtte
sowie Berufsausbildung wŠhrend der
Freizeit.

Bei solchem angedeuteten Vergleich
bleibt auch unberŸcksichtigt, wieviel
Nebenarbeit, Zuerwerb evtl, noch not-
wendig ist, um den unselbstŠndig Be-
schŠftigten zu befŠhigen, seine Arbeits-
kraft fŸr die registrierte, bezahlte Ar-

beitszeit zu reproduzieren. Der Unter-
schied zwischen ihm und dem ãge-
plagten" Unternehmer ist nicht der
Aufwand an Arbeitszeit, sondern, da§
er gezwungen tun mu§, was der andere
um des eigenen Vorteils willen tut.
Und wenn das eine Plage ist, warum
tut er es dann? rd.
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Ludwig  Rosenberg  besucht  die UdSSR

Zu einer Informationsreise wird der
DGB-Vorsitzende Ludwig Rosenberg
im Sommer dieses Jahres in die So-
wjetunion reisen. Der DGB-Vorsitzen-
de folgt einer Einladung des Zentral-
rates der sowjetischen Gewerkschaf-
ten.

Zu guter  Letzt:

Der Wahlkampf fŸr die Bundestags-
wahl 1969 hat schon begonnen: Der
1. Mai - Ausgabe des DGB - Organs
ãWelt der ArbeitÒ lag eine teuer ge-
druckte und bebilderte, von der Bun-
desregierung zusammengestellte Be-
weihrŠucherung der Gro§en Koalition
bei. Zum Schlu§ hei§t es darin: ãDie
Bundesregierung hat Mut gezeigt. Aber
sie braucht nicht nur Mut. Sie braucht
auch das Vertrauen der BŸrger. Das
Vertrauen, mutige Schritte mitzutun.
Er genŸgt nicht nur, festzustellen: die
Richtung stimmt. Wir mŸssen alle in
der Richtung gehen.Ò

Erstens hei§t die Richtung: Notstands-
gesetze und Grenzrevision Ñ  also
stimmt sie nicht: Zweitens mu§ man
dann, um Demokratie und Frieden zu
retten, in entgegengesetzter Richtung
gehen.
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